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§§ 32. 11. Das Versicherungsamt ist befngt. anzuordnen, dafl et

25.31,377 " allen Sitzungen der Kaasenorgane einzuladen sei.

yyg \)n- reter des VA. können an diesen Sitzungen
it beratender Summe teilnehrnen.

• I dei RVA. ii vom 21. März 1932 — II K. 22 31 B.

§§ 385.1*
Ass. 1 $.2

bs.4

§1£5Ah.1
Hr. 2 wui

3 m.

f>ie Berechnung des Jahresarbeifsverdienstee im

le* I 165 Abs. I RYO. bei den von der Kurz¬

arbeit betroffenen Angestellten bat möglichst auf

Grund des I rgebnisses der tatsächlichen it*

atelleeffea Kl erfolge** und nur. wenn diese nicht

Böslich bind, ist eine schätzungsweise Ermittlung
tulässig.
• Bescheid des RVA. II vom 29. Februar 1932 —

II K 152.32.

§§ 1l7k Zur Entscheidung uWf Frage, ob I l*7b RVO. hin-

JMalta.1 sichtlich dea Ausweises des Versilberten durch den

IfQ Krankenschein fur die Kassenärzte den Kas-

regen über besondere l'flichten begründet, sied die

kassenärztli<h«n Schiedsinstanzen (SAA., RSchA.)
«4it zuständig.

Die Verpflichtung der Kassenärzte, sich vor der Be¬

handlung den Krankenschein vorlegen zu lassen,
kann sich aber aus drm Kollektivvertrag ergeben.
• F. «les Reichs-vbiedsamts vom 1. Dezember 1931

— RSch. 10031. (EuM. Ed. 31 S. 563.)

§§215.11! Weiterversickerten Renten- oder Gehaltsempfängern
110. darf das Recht auf Krankengeld im Wege einer

it/uiigsbesumniung nicht abgesprochen werden.
• F. des RVA. II (Besch 1.-?: vom 8. Dezember
1931 — II K. 25/31 B. (FuM. Bd. 31 S. 536 Nr 224.»

Fine pauschmaBige Festsetzung der Beitrage zur

KrV. in der Heise, daß in der Satzung bei mon

lieber Beitragserhebung ein für alle Monate gleicher
Betrag bestimmt wird, ist unzulässig. Die Beitru

sind nach der tatsachliehen Zahl, und zwar der in

der Regel auf den einzelnen Monat entfallenden

Kalendertage zu bemessen.
* E. des RVA. II (Beschl.-Sen.) vom 20. Januar 1932

— II K. 60/31 B. (EuM. Bd. 31 S. 540 Nr. 226.)

§§405 Der Arbg. gehört im Beitragsstreitverfahren nach

Ata.2,145!, * 405 Abs. 2 RVO. zu den Beteiligten und kann

1597 1852 daher nicht als Zeuge vernommen werden.

m' • E. RVA. II (Beschl.-Sen.) vom 13. Februar 1932
"fü-

— II K. 146.31 B.

§§**
182,183

§§52! Ate.

2.393 RW.

(§145ta.1
Rr. 2. Ata 3

AVAVQ.)

Die Wartezeit für die Auszahlung dea Krankengeldes
beginnt für den an Bord des Schiffes, auf der Rei

oder im Ausland erkrankten Seemann mit dem läge
zu laufen, an welchem er in das versicherungsrecht-
liche Fürsorgeverl'ialtnis übertritt.
* F. des RVA. II (l. Rev.-Sen.) vom 2. Februar

1932 — Ua K. 633301.

I 521 Abs 2 RVO. ist ohne Bedeutung für die Bei-

tragsplicht des Arbg.
• E. des RVA. III (Beschl.-Sen.) vom 27. Januar 1932

— III Ar. 49/31 B.

§3131
«fei. 2 tll.

§§3Hk
214. 313

Ate. 2 IW

Die Erstattongsplicht gemäß * 313b Abs. 2 RVO. be¬

steht auch bei Gewährung der Kranken-Hausj.fl, ge.

Zu erstatten ist der Betrag, der als Kr.Geld za

zahlen gewesen sare, wenn keine Einweisung in

das Kr.Haus stattgefunden hätte.

des RVA. II ff. Rev.-Sen.) vom 2. Februar

1932 — IU K. E 242 31«.

B aiierhalb des bisherigen Kassenbereichs woh¬

nender Weiterverfcifherongsberechtigter. der in der

•»ten Woche nach dem Ausscheiden aus der ver¬

sicherungspflichtigen Beschäftigung erkrankt und in

r 2 oder 3. Woche bei der Kaaae des Wohnorts

die Anzeige zwecks Weiterversicherung erstattet,

set/t che Mitgliedschaft bei der AOKK. seines Wohn¬

orts fort.

Hat die bisherige Kasse des Versicherten auf Grunel

des } 214 RNO. Kaeaenletstungen gewahrt, so sind

ihr diese voa der Kasse des •'< rts, vorbehaltlich
des I 3I3b Abs. 2 K\U /u erstatten.
• Pesdieid des RVA. II wam Januar 1932 —

II K. 1159 31. (EuM. Bd. 31 S. 559.)

§§345AJr. Eine Kk. ist grundsätzlich berechtigt, d. F n-

2 Ir. 4. 1, ruhtungen einer von ihr betriebenen Zahnklinik

anderen Kk.en zur Mitbenutzung durch Mit¬

glieder uml ihre unterstutzungsberechtigten Familie**

angehörten gegen Kostenerstattung zur Verfug.ing
zu stellen
# E. des RVA. II vom 21. März 1932 — II K. 1432 B.

§545alf0. Der Unfall eines Strafienbaoarbeiters während der

Mittagspause auf dem Wege zum nächstgelegentfi
Orte, um sich daselbst ein" Flasche Bier zu holen,

ist nicht entschädigungspflichtig.
* E. dea RVA. I (.". Rek.-Sen.) vom 9. Januar 1932

— Ia 4612 30*. (EuM. Bd. 31 S 529.)

M§"
Ate. 2,1012

IW. (§ 1

fe 1 ist

?. 31.7. IS)

§§1255
1*3.123«.

1251.1254.

127!, 1443.

IUI. 1707

m.

Kleingärten (sogenannte Schrebergärten), wie sie

unter dem Schutze der Kleingarten- und Kleinland¬

pachtordnung vom 31. Juli 1919 stehen, sind in <:¦

Regel als unversicherte Haus- und Ziergärten (! 917

Abs. 2 RVO.) auch dann anzusehen, wenn sie ni

eingezäunt und von der Wohnung räumlich getrennt
sind.
* E. der Schiedsstelle beim Verband der landwirt¬

schaftlichen B.-Gen. vom 8. Dezember 1931 — L 9,30.

(Ber.Gen. 1932 Sp. 101 Nr. 11.)

Bei vorübergehender Invalidität 0 1255 Abs. 3 RVO

schliefit der Wegfall des Kr.Geldes vor Ablauf fl

26. Woche die Anrechnung von Krankenwochen (I 1-

RVO.i nicht aus, die zwischen dem Wegfall des Kr.-

Geldes und dem Beginn der 27. Woche liegen.
* E. des RVA. II (6. Rev.-Sen.) vom 20. Oktober

1931 (AN. 1932 S. IV 89 Nr. 4311).

25 Afe. 3.

112 Un 1

lr. I Ifi.

RVG.

§ 1275 a

ftrtrtB. f.

7. 2.1 !2S.

(BR. I

$.11)

§»5ttLl

§§315.311
41* A

Steht der * ihrend der Lohn/rir auf den Kalendertag
entfallende Lohn fest, so s die Kassenbeitrage
danach und nicht nach einem Durchschnittsverdienst

za berechnen.
• F des RVA. II (Beschl.-Sen.) vom 20. Januar 1932

— II K n B.

Fur die
Berechnung der Beiträge

i

1 Ohn IIbaSaaKamM m ..9 +\^mm m* m* 7.kl

>Wr<*_Miajc der
Beiträfe

in der KrV i*t

Lohn maSgebead, auf des«ea Zahlung bei ialli^kcit
de« Beitrage» eia Rf*<tit«an«pru<ti bestellt.
* i de« RVA. iB.-.whl. a « I../einher 1931
— II k. 37 31 B. .LuM. Bd. 31 S. 537 St. Ü5..

(12t1lr.3
M4S.§)«

2t 4!. a.

mmt W» ^^»

Die Bescheinigungen der Ausweisung oder Ver¬

drängung von Versicherten, die auf Grund der Ver-

ing über die Anrechnung von Beitragswochen
in im InvV. vom 7. Februar 1925 /RGBl. I &

in Verbindung mit dem Erlafi des Ministers fur

phlfdhrt vom 12. Mar/ 1925 (..Volkswohlfahr
19_ - von den Fursorgestellen des Roten Kr»*n-

z«*s ausgestellt werden, sind auch für die Versiche¬

rungsbehörden bindend.
• E. des RVA. II (3. Rev.-Sen.) vom 23. Februar

1932 — IIa 717630*.

Unter ..Invalideapension" im Sinne des I 1281 Nr- 3

und 5 RVO. i«t auch das Ruhegeld der Angestellten-
I'eusionskass -er Rkn- (I 56 Abs. 1 Nr. 1 RKn(

zu verstehen.
* F des RVA. II (5. Rev.-Sen.) vom 20. November

1931 — IIa 4463 31*. (AN. 1932 3. IV 90 Nr. 4312.)
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Bedeutung und Festsetzung des Ortslohns

Neuerdings wollen sogenannte Wirtschafts¬

kreise in dem allgemeinen Lohnabbautaumel

auch den „Ortslohn4* auf seine richtige Fest-

tzung nachprüfen. Das gibt diesem wieder

besondere Bedeutung. Grundlage der Beitrags-

1 »»rechnung ist in sämtlichen Zweigen der SV.

das von den Versicherten erzielte Arbeitsent¬

gelt. Nach seiner Höhe richten sich die zu

entrichtenden Beiträge, mögen sie von dem

Versicherten und seinem Arbg. gemeinsam
<der von letzterem allein zu entrichten sein,

mögen sie wie in der KV. in Hundertsteln des

10 RM. nicht übersteigenden Grundlohns be¬

inessen sein (§§ 385, 180 RVO.) oder wie in

r InvV. nach Lohnklassen erhoben werden

1392 RVO.) oder mögen sie wie in der

UnfV. auf die Betriebe umgelegt werden, in

denen die Versicherten beschäftigt sind (§ 732

Abs. 1 RVO).

Eine brauchbare Grundlage der Beitrags"

Dehnung ist das Arbeitsentgelt jedoch nur

lann, wenn das Beschäftigungsverhältnis von

einer gewissen Dauer ist. Denn nur in diesem

Falle kann ein durchschnittliches

lagesentgelt mit genügender Sicherheit er-

initielt und der Beitragserhebung zugrunde ge-

.rt werden. Bei Versicherten in unständiger

Beschäftigung ist dagegen der wirkliche Ar¬

beitsverdienst zu schwankend. Für diese Ver¬

sicherten muß die Beitragsentrichtung deshalb

unabhängig von dem schwankenden Arbeits¬

verdienst auf einer anderen, festen Grundlage

erfolgen. Die RVO. sieht deshalb vor, daß das

()VA. einen Ortslohn nach dem ortsüblichen

Tagesentgelt gewöhnlicher Tagarbeiter festzu¬

setzen und öffentlich bekanntzumachen hat

(S 149 RVO).
Bei der Festsetzung des Ortslohns ist lediglich
las Arbeitsentgelt zu berücksichtigen, das ge¬

wöhnliche Tagarbeiter, d. h. solche

Arbeiter erzielen, bei denen es auf die bloße

Körperkraft und ihre Verwertung auf dem Ar¬

beitsmarkte ankommt (Kom.-Ber. zur RVO. lr

251). Arbeitsentgelt, eias von Arbeitern erzielt

wird, die einer besonderen Vorbildung oder

besonderer technischer Fertigkeiten zur Erledi¬

gung der ihnen übertragenen Arbeiten be-

Dr. jur* Fritz Kadgiehn, Nowawes

dürfen, ist also bei der Ermittelung und Fest¬

setzung des Ortslohns ebensowenig heranzu¬

ziehen wie das Arbeitsentgelt der sogenannten

qualifizierten (gelernten) Arbeiter, die nach Be¬

endigung ihrer Lehrzeit und nach Erwerb

größerer Fertigkeiten in dem erlernten Beruf

höhere Löhne als die ungelernten Arbeiter er¬

halten. Löhne der Lehrlinge dürfen bei der

Ermittelung des Ortslohns nicht berücksichtigt
werden.

Nach ^ 149 Abs. 2 RVO. darf der Ortslohn

nicht nach bloßer Schätzung fest¬

gesetzt werden. Er ist vielmehr das rechne¬

rische Ergebnis aus einer mehr oder

minder großen Zahl feststehender Lohnsätze.

Für das Zustandekommen dieses Ergebnisses
bilden die von den VAe. eingeholten gutacht¬
lichen Aeußerungen die Unterlage. An der

Festsetzung des Ortslohns haben die Gemeinde¬

behörden und die beteiligten Kken. wegen der

Bestimmungen des § 450 der RVO. über die

Beiträge und Leistungen der unständig Be¬

schäftigten insofern ein gewisses Interesse, als

der Ortslohn für die unständig Beschäftigten

an die Stelle des Grundlohns tritt (vgl. AN.

1926 S. 211 und ArbVers. 1926 S. 264). Nach

ausdrücklicher Gesetzesvorschrift haben des¬

halb die VAe. vor ihrer Aeußerung die ge¬

nannten Stellen anzuhören. Dabei sind von den

VAe. alle Gemeindebehörden ihres Bezirks,

nicht etwa nur die Behörden der besonders

wichtigen Gemeinden anzuhören (Kommentar

von Mitgliedern des RVA. Anm. zu § 149).

Dadurch soll man zu einem wirklich brauch¬

baren Durchschnitt kommen.

Außerdem sind nach der zwingenden Vorschrift

des § 149 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz der

RVO. vor der Festsetzung und öffentlichen Be¬

kanntmachung des Ortslohns durch das OVA.

die Vorstände der beteiligten LVAen. zu

hören. Diese Anhörung ist im Grunde durch

die seit der ursprünglichen Fassung der RVO.

erfolgten Gesetzesändei ungen unnötig gewor¬

den. Denn seitdem für die Zugehörigkeit zu

den Lohnklasscn in der InvV. nicht mehr der

nach dem Grundlohn zu errechnende durch¬

schnittliche Jahresai beitsverdienst m&&gebend



ist (§ 1246 RVO. in der Fassung vom 19. Juli

1911), sondern die Höhe des wöchentlichen Ar¬

beitsverdienstes (§ 1245 RVO. jetzige Fassung),

ist ein ersichtliches Interesse der LVA. an der

Höhe des Ortslohns nicht mehr vorhanden.

Eine Aenderung dieser Bestimmung kann daher

erfolgen.

Auffällig ist dagegen, daß eine Anhörung

der BGen. bei der Festsetzung desOrtslohns nicht

festgelegt ist, obwohl die Höhe des Ortslohns

bei der Berechnung der von den BGen. zu ge¬

währenden Entschädigungen einen gewissen

Einfluß hat. So ist der Ortslohn für die Er¬

rechnung des der Rente zugrunde zu legenden

Jahresarbeitsverdienstes eines Unfallverletzten

mit heranzuziehen, der in einem Betriebe in

Arbeit gestanden hat, in dem die betriebs¬

übliche Zahl der Arbeitstage im Jahr so gering

ist, daß die im Betriebe Beschäftigten regel¬

mäßig noch anderweit Arbeit gegen Entgelt

verrichten (§ 567 RVO). Ferner gilt das Drei-

hundertfache des Ortslohns für Erwachsene

über 21 Jahre als Jahresarbeitsverdienst, sofern

der tatsächliche Jahresarbeitsverdienst des Un¬

fallverletzten diesen Betrag nicht erreicht (§ 570

RVO.). Schließlich ist der Ortslohn für die

Umlage der Mitgliederbeiträge der BGen. in¬

sofern wichtig, als er das Mindestentgelt

für die Berechnung der Beiträge und Prämien

bildet (§§ 732, 808 RVO).

Nach § 150 Abs. 1 RVO. ist der Ortslohn be¬

sonders festzusetzen: a) für Männer und Frauen,

b) für Versicherte unter 16 Jahren, c) für Ver¬

sicherte von 16 bis 21 Jahren, d) für Versicherte

über 21 Jahre. Daneben können nach dem

Ermessen des die Festsetzung vornehmenden

OVA. die Versicherten unter 16 Jahren (Jugend¬

liche) in junge Leute von 14 Jahren an und

Kinder unter 14 Jahren geschieden werden.

Lehrlinge zählen zu den jungen Leuten, auch

wenn sie über 16 Jahre alt sind. Eine Teilung

der Jugendlichen von 14 bis 16 Jahren nach

weiteren besonderen Stufen vorzunehmen, ist

nicht zulässig (EuM. 21, 86); insbesondere darf

der Ortslohn nicht für Winter- und Sommer¬

monate verschieden festgesetzt werden (siehe

ArbVers. 1 S. 386).

Um eine gleichzeitige Festsetzung des Orts¬

lohns im ganzen Reiche zu gewährleisten und

I die Grundlage für Vergleiche zu schaffen,

bei der RAM. durch die auf Grund des § 151

der RVO. erlassene VO. über Festsetzung der

I >rts!iihne in der Reu hsversicherunu vom

5. November MKB9 (RGBl. 1, 203) bestimmt, daß

tlie Ortslöhno tür Zeiträume von zwei Jähret!

und zwar erstmalig mit Wirkung vom 1. Ja¬

nuar l<*30 festzusetzen waren. Dementsprechend
sind mit Wirkung vom 1. Januai 1932 durch

die OVAl die Ortslohne neu festgi /A wor¬

den. Die« Neufestsetzung bildet jetzt den

( >> .stand der Nachprüfung und bis zu einem

wissen < i auch ci» \ g s

der Arbeitgeber-Verbände, obgleich eine Be¬

rechtigung zu solchen Angriffen so kurze Zeit

nach der Neufestsetzung kaum anerkannt wer¬

den kann, es sei denn, daß Zweifel an der

Richtigkeit der Festsetzung gehegt werden.

Daß die OVAe. die Festsetzung nur nach An¬

hörung aller vorgeschriebenen Stellen vorge¬

nommen haben, ist sicher. Wenn für einzelne

Gruppen von gewöhnlichen Tagarbeitern die

festgesetzten Ortslöhne über dem tatsächlich

gezahlten Entgelt liegen, wie vereinzelt behaup¬

tet wird, so ist zu bedenken, daß die Fest¬

setzung Durchschnittswerte aufweist.

Vereinzelte Angriffe gegen die Höhe

der Ortslöhne sind daher nur ein Beweis

für die Richtigkeit der Fest¬

setzung.

Daß eine Aenderung der Ortslöhne innerhalb

des zweijährigen Zeitraums bis zur nächsten

allgemeinen Festsetzung durch Aenderungen

der Arbeitsmarktlage erforderlich werden kann,

ist bei den heutigen konjunkturellen Schwan¬

kungen unbestreitbar. Die RVO. hat daher

Aenderungen der festgesetzten Ortslöhne mit

der Maßgabe zugelassen, daß solche Aenderun¬

gen nur bis zur nächsten allgemeinen Fest¬

setzung gelten (§ 151 Satz 2 RVO.). Weiterhin

ist eine anderweitige Festsetzung der Orts¬

löhne nicht nur zulässig, sondern sogar ge¬

boten, wenn Gemeinden oder Teile von solchen,

in denen die Ortslöhne verschieden festgesetzt

sind, vereinigt werden (vgl. Nr. 6 der preußi¬
schen Ausführungsanweisung vom 10. Juli 1892

zum KVG).

Aenderungen des Ortslohns haben eine ent¬

sprechende Aenderung der Beiträge und Unter¬

stützungen im Gefolge, aber erst für die Zu¬

kunft. Bei Unterstützungsansprüchen, die be¬

reits vor der Aenderung des Ortslohns ent¬

standen sind, ist dessen Herabsetzung auf die

Höhe der einzelnen Leistungen, auch so¬

weit sie erst später fällig wer¬

den, ohne Einfluß (vgl. § 211 RVO.). Für

Leistungen der UnfV. ist eine Rückwirkung

der Aenderung des Ortslohns auf die Höhe der

Entschädigung dadurch ausgeschlossen, daß

der z.Zt. des Unfalls festgestellte Jahresarbeits¬

verdienst die Grundlage der zu gewährenden
Rente bleibt (S 563 RVO.). Die Aenderungen

des Ortslohns treten an dem vom OVA. be¬

stimmten Tage in Kraft. Zwischen die Bekannt¬

machung der Aenderung und ihr Inkrafttreten

wird zweckmäßig eine Frist gelegt. Indessen

kann als Tag des Inkrafttretens des neuen Orts¬

lohns nicht nur der Tag der Verkündung de

Feststellungsbeschlusses bestimmt werden, son¬

dern auch ->chon der Tag des Beschlüsse

selbst; ae Festsetzung mit rückwirkender

Kraft ist jedoch unzulässig (AN. 27, 232). Für

die Pr ixis ist sicherlich bereits ein mit dem

Tage ei Verkündung angeordnetes Inkraft-

ten zu frühzeitig.
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Nach § 152 RVO. ist eine Liste der vorgenom¬

menen Aenderungen alljährlich im Reichsmini-

Nterialblatt (Zentralblatt für das Deutsche Reich)

durch den RAM. zu veröffentlichen. Denn, wie

die Begründung zu § 164 der RVO., Entwurf,

sagt: „Bei den zahlreichen gegenseitigen Be¬

ziehungen, in die auch die örtlich getrennten

VTr. zu einander und alle VTr. zu den Be¬

hörden treten, ist es für viele Stellen erwünscht,

einheitliche und zuverlässige Uebersichten über

den Ortslohn für das ganze Reichsgebiet ein¬

sehen zu können.'4

Vertrauensärztliche Nachuntersuchung
Dr. We Rink, Eberswalde, Vertrauensarzt des

Krankenkassenverbandes Brandenburg-Nord

Vertrauensärztliche Nachuntersuchungen sollen

ich u. a. durch einen wirtschaftlichen Nutz¬

effekt für die Krankenkassen legitimieren. Sollen

die in dem vertrauensärztlichen Gutachten ent¬

haltenen diesbezüglichen Hinweise ihren Zweck

nicht verfehlen, so ist eine umsichtige weitere

Bearbeitung der Resultate der Nachunter¬

suchungen erforderlich.

Der Erfolg einer Vorladung zur Nachunter¬

suchung kann verschieden aussehen: das

Kassenmitglied kann weiter arbeitsunfähig

bleiben, es kann arbeitsfähig geschrieben wer¬

den, es kann aber auch zur Nachuntersuchung

überhaupt nicht erscheinen. Um mit

letzterem Falle zu beginnen, so muß vom Büro

ausnahmslos ein begründetes ärztliches Attest

verlangt werden, aus dem genau hervorgeht, aus

weichem Grunde der Patient nichtausgeh-

Ifthig war. Die ärztlichen Atteste sind dem

rtrauensarzt vorzulegen, damit er entschei¬

det, ob sie als ausreichend und stichhaltig an¬

gesehen werden können oder ob die Einholung

genauerer Auskünfte nötig ist, und damit er

gegebenenfalls einen neuen Untersuchungs-
? rrnin festsetzen oder bei Vorhandensein

twaiger Verdachtsgründe einen Hausbesuch

machen kann. — Aber auch wenn das zur

Nachuntersuchung nicht erschienene Mitglied
bereits als arbeitsfähig gemeldet ist, ist

der Fall nicht ohne weiteres erledigt! Erfah¬

rungsgemäß wird bisweilen der Versuch ge¬

macht, die Nachuntersuchung zu umgehen, in¬

tern man sich am Tage der Untersuchung ge¬

sund meldet, um ein bis zwei Tage danach

wieder zu „erkranken" mit der Angabe, der

Arbeitsversuch sei mißglückt. In solchen Fällen

t sofortige Wiedervorladung unbedingt not¬

wendig, noch vor Ausstellung eines neu«

Hauskrankenscheines oder vor Wiederaushändi-

gung des alten. Daher muß vom Kassenange-
^ellten den Gesundmeldungen anläßlich einer

huntersuchung ein besonderes Augenmerk
bezüglich eventueller Wiedererkrankung ge¬

widmet und ein entsprechender Vermerk aui

r Krankenkarte gemacht werden.

Bleibt ein Mitglied bei der Nachuntersuchun

ter r be i t S u n f ft h i g f ergeben
h für die elen Fall weiterbearbeitenden

Kasst 11angestellten andere Aufgaben. Zunächst

muf^ der Fall unter Berücksichtigung cles ver¬

trauensärztlichen Vermerkes „Nachuntersuchung

in X Tagen bzw. Wochen" auf Termin gesetzt

werden. Sodann aber ist unbedingt zu fordern,

daß der Kassenangestellte die zusammenfassende

vertrauensärztliche Beurteilung durchliest, da

hier oft wichtige Hinweise für die weitere Er¬

ledigung enthalten sind. Z. B. werden oft be¬

stimmte diagnostische Maßnahmen, Röntgen¬

aufnahmen, therapeutische Sachleistungen emp¬

fohlen oder es wird' Krankenhausbeobach¬

tung, fachärztliche Untersuchung anheim¬

gestellt. In solchen Fällen können am besten

entsprechende Genehmigungen mit der Ko¬

pie des Untersuchungsbefundes dem behan¬

delnden Arzt zur weiteren Veranlassung über¬

sandt werden, und zwar mit der Bitte um ab¬

schriftliche Uebermittlung der entsprechenden
Befunde, deren Einsendung ebenfalls auf Ter¬

min zu setzen und eventuell anzumahnen ist.

Bei direkter Ueberweisung an Krankenhäuser,

diagnostische und Röntgen-Institute gibt der

Kassenangestellte die vertrauensärztlichen Un¬

tersuchungsakten mit, damit die betreffenden

Stellen die Gründe der Ueberweisung wissen.

Wird ein Mitglied anläßlich der Nachunter¬

suchung arbeitsfähig geschrieben, so muß

ebenfalls besonders auf Wiedererkrankungen

geachtet werden. Auch falls innerhalb der

nächsten drei bis vier Wochen erneute Krank¬

meldung erfolgt, sollte sofortige Wiedervor¬

ladung zur Nachuntersuchung veranlaßt werden.

Bei eventuellen Einsprüchen gegen das

Resultat der Nachuntersuchung soll der Kassen¬

angestellte vor weiterer Veranlassung auf ge¬

nügende und eingehende Begründung achten

und die Einsprüche gegebenenfalls zur weiteren

Ergänzung an den Urheber zurückgeben! Nach

Möglichkeit sind die sich benachteiligt glauben¬

den Mitglieder anzuhalten, eine entsprechend

begründete Bescheinigung ihres behandelnden

Arztes beizubringen, falls dieser gleicher An¬

sicht ist. Erst dann ist gegebenenfalls ein Ober*

gutachten zu veranlassen, bei größeren Kassen

in der Regel durch einen anderen Vertrauens¬

arzt, bei kleineren durch einen Krankenhaus¬

arzt oder Facharzt. Vorher ist jedoch zunächst

der erstbegutachtende Vertrauensarzt zu hören,

damit er sich zu dem Einspruch hrittlich

rßern kann. Dem Obergutachter sind die ge¬

raten Aktenvorlage auszuhändigen; ferner

ist es praktisch lehr wichtig, ihm nicht nur

n Beruf cles betreffenden Mitgliedes und die
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Art des Betriebes, in dem es arbeitet, mitzu¬

teilen, sondern auch die genaue Beschäftigungs¬
art — besonders bei ungelernten Arbeitern, die

nur ganz kurze Zeit ihre letzte Beschäftigung
ausgeübt haben, sowie bei unständig Beschäf¬

tigten — auch anzugeben, auf welchen Tätig¬
keitsdurchschnitt die ärztliche Beurteilung ab¬

zustellen ist! — Endlich ist es sehr wichtig,
einem Einspruch das Obergutachten möglichst
schnell folgen zu lassen. Bei klar begründeten

Einsprüchen soll das Mitglied möglichst noch

am Tage des Einspruchs oder am nächsten

Morgen dem Obergutachter vorgestellt werden!

Den Vertrauensarzt kann man bei der Aus¬

wahl der nachzuuntersuchenden

Kranken und der Zusammenstellung des

für die Nachuntersuchung benötigten Akten¬

materials unterstützen. Zugrunde zu legen
sind dabei die vom Reichsausschuß für Aerzte

und Krankenkassen ausgearbeiteten „R icht¬

linien für die Nachprüfung der

kassenärztlichen Bescheinigun¬
gen und Verordnungen" (s. Deutsche

Krankenkasse 1931 Nr. 19). — Ergänzend sei

noch bemerkt, daß auch die ausweislich der

Krankenkarte häufig wiedererkrankenden Per¬

sonen bevorzugt nachuntersucht werden sollen.

Wo vereinbarungsgemäß die leichten, mittel¬

schweren oder schweren Erkrankungen von den

Kassenärzten mit I, II oder III auf dem Kranken¬

schein bezeichnet werden, sind auch die als I

oder I II gekennzeichneten Fälle bei der Aus¬

wahl besonders zu beachten. — Mit Vorladun¬

gen sollen verschont bleiben alle schwerer und

nach Art der Diagnose bettlägerigen oder nicht

gehfähigen Kranken, da sonst unnütze Ver¬

ärgerungen sowohl der Mitglieder als auch der

behandelnden Aerzte sowie überflüssige Kosten
für die Kk. entstehen. — Mit Vorteil kann man

s in der Verlagsgesellsehaft deutscher Kran¬

kenkassen erschienene Medizinische

Wörterbuch für die Verwaltungspraxis der

SozialVersicherung-' (Berlin 1929) benutzen.

Bezüglich des Zeitpunktes der Vor¬

ladung zur Nachuntersuchung ist

zu bemerken, elaß sie zweckmäßigerweise gleich
zu Beginn der Krankmeldung erfolgen soll,
also möglichst innerhalb der ersten Woche und

bei Verdachtsfällen bis zum dritten Tage.
Andererseits aber soll die Nachuntersuchung
nicht nur Kontrolleinrichtung sein, sondern

auch die Laboratoriumseinrichtungen und son¬

stigen diagnostischen Apparaturen der Kranken¬

kassen den Mitgliedern nutzbar machen. —

Besonders frühzeitig sollen auch alle auf den

Krankenschein als Gewerbekrankheiten gekenn¬
zeichneten Erkrankungen vorgeladen werden,
damit für spätere eventuelle Streitigkeiten der

Versicherungsträger bezüglich der Kostenüber¬

nahme der Anfangsbefund aktenmäßig fest¬

gelegt ist. Wie wichtig das ist, geht aus dem

Beispiel der Bleivergiftung hervor, bei der ein

wichtiges Symptom, nämlich die Tüpfelung der

roten Blutkörperchen, meistens innerhalb der

eisten 14 Tage nach dem Eintritt der Arbeits¬

unfähigkeit völlig verschwindet, ohne daß der

Kranke zunächst gesund wird, so daß später,
wenn das Krankheitsbild nur noch im charakte¬

ristische Züge aufweist, der Beweis für eine

voraufgegangene Bleivergiftung unter Umstän¬

den nicht mehr mit Sicherheit geführt werden

kann. Der Berliner Kassenverband hat daher

eine eigene Untersuchungsstelle für Gewerbe¬

krankheiten geschaffen.
Die vertrauensärztliche Nachuntersuchung ist

auch eine übersichtliche Zusammenstel¬

lung aller inFrage kommenden bis¬

herigen Aktenvorgänge. Die Begut¬

achtung wird wesentlich erleichtert und be¬

schleunigt, wenn der Vertrauensarzt nicht nur

eiie Krankenkarte oder die früheren Kranken¬

scheine zur Hand hat, sondern auch die früheren

Nachuntersuchungsbefunde, wenigstens die der

letzten zwei Jahre. } uch die Kenntnis früherer

Krankenhaus- und Röntgenbefunde würde von

großem Nutzen sein; zumindest aber muß bei

frisch aus dem Krankenhaus kommenden

Fällen die dort gewährte Schonung in den

Akten oder auf dem Krankenschein des P

tienten vermerkt werden. Alle Versicherung
technischen Besonderheiten sind beim einzelnen

Fall anzumerken; vor allem interessieren auch

den Vertrauensarzt Bestrafungen wegen Ueber¬

tretung der Krankenordnung, besondere Ver-

chtsgründe, Entlassung aus der Arbeit bei

oder kurz vor oder nach der Krankmeldung

Den Mitgliedern soll man nicht mitteilen, da

seien „cjesund" geschrieben, sondern sie seien

arbeitsfähig" geschrieben! Denn die Begriffe
Gesundheit und Arbeitsfähigkeit
sind ja beileibe nicht identisch. Auch kranke

Kassenmitsrlieder können arbeitsfähig" sein.

Die belgische Sozialversicherung Fritz Bernarsch, Brüssel

Im Laufe des Jahres 1930 hat das belgische
Parlament eine Reihe sehr wichtiger sozial¬

politischer Gesetze verabschiedet, die teils

1931, teils am 1. Januar 1^32 in Wirksamkeit

treten sind.

Das Gesetz über die Alters- und Hinter¬

bliebenenversicherung (l/ossurance

vieillesse et deces prämature) wurde verab¬

schiedet am 14. Juli 1^30 und revidiert in

vielen Punkten das Grundgesetz (loi generale)
dieses Versicherungszweiges vom 10. Dezem¬

ber 1924. Ergänzt wird dieses Gesetz durch

zwei andere, ebenfalls 1930 verabschiedete und

seit dem 1. Januar 1931 (Bergarbeiter) und

1. Januar 1932 (Angestellte) in Kraft befind-

he Gesetze: 1. Das Gesetz vom 1. Aifgust
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10 JO über die Pension der Bergarbeiter, nach

welchem der Beitrag des Arbeiters 3 v. H. und

der des Arbg. 4 v.H. des Lohnes ausmacht.

Der Staat gewährt einen Zuschuß von 50 v. R

auf die Rentensumme, jedoch nie mehr als

1200 belgische Frank pro Jahr und Person.

Der Versicherte hat Anspruch auf Rente mit

der Vollendung des 60. Lebensjah/es. Dieses

Alter ist herabgesetzt auf 55 Jahre für Arbei¬

ter, die während mindestens 30 Jahren unter¬

irdisch gearbeitet haben. 2. Das Gesetz vom

18. Juni 1930 über die Pension der Angestell¬

ten. Als Angestellter und somit als versiche¬

rungspflichtig werden weiterhin angesehen: Be¬

rufsjournalisten, das Lehrpersonal (soweit es

nicht unter Spezialgesetze fällt), Schauspieler

urd Sänger, Musiker, Angestellte des Staates,

der Provinzen und der Kommunen, der öffent¬

lichen Betriebe und Anstalten (soweit nicht

Spezialgesetze bestehen). Der Beitrag der Ver-

cherten beträgt 3 v.H. des Einkommens,

lieber ein Einkommen von mehr als 18 000

Frank jährlich ist ein Abzug- nicht vorgesehen.

Der Beitrag des Arbg. ist festgesetzt auf

4 v. H. des Angestellten-Einkommens bis zum

Jahre i960, AH v.R vom Jahre 1961 bis 1975,

A% v.R vom Jahre 1976 bis 1990, 5 v.H. ab

1991.

Männliche Angestellte können Anspruch auf

Altersrente erheben nach ihrer Wahl zwischen

Hern 55. und 60. Lebensjahre, weibliche Ange¬

stellte zwischen dem 50. und 60. Lebensjahre.

Die Alters- und Hinterbliebenen-Versicherung

für die Seeleute ist ebenfalls obligatorisch und

wird geregelt nach dem Gesetz von 1844. Spe¬

zialgesetze bestehen weiter für die Besoldeten

des Staates, der Provinzen, der Kommunen, der

öffentlichen Betriebe und Institute.

Nach dem Grundgesetz vom 10. Dezember

1924, in der Fassung vom 14. Juli 1930, be¬

steht Versicherungspflicht 1. für

lie Lohnempfänger, unbeachtet der

Hohe ihres Einkommens, vorausgesetzt, daß sie

Belgien beschäftigt sind oder aber im Aus-

nde im Dienste eines Arbg., dessen Betriebs¬

sitz sich in Belgien befindet, stehen. Die Be-

immung ist allgemein und umfaßt alle jene
die arbeiten gegen Lohn und Auftrag eines

anderen, sei es in der Industrie, im Handel, in

der Landwirtschaft oder als Bedienstete, 2. für

alle unabhängigen Arbeiter, deren jähr¬
liches Berufseinkommen 13 000 belgische Frank

nicht übersteigt. Ein königlicher Erlaß enthält

die Bedingungen über die Versicherung der

Kinder der unabhängigen Arbeiter, die bei

ihren Eltern in Beschäftigung stehen, d i e

Ausländer, arbeitend in Belgien, fallen

unter die gleichen Bestimmungen. Sie sind also

versicherungspflichtig zu ihren Gunsten odei

zugunsten derer, die Rechte haben durch diese

itragsleistungen. In den Genuß der staat¬

lichen Zuschüsse zur Alters- und Hinterbliebe¬

nen-Versicherung kommen die Ausländer je¬

doch nur, wenn die Gesetzgebung des betref¬

fenden anderen Landes zugunsten der Belgier

einen Vorteilsausgleich vorgesehe hat (Re¬

gime der Gegenseitigkeit).

Alle Belgier, die dem Gesetz vom 10. De¬

zember 1924 (14. Juli 1930) nicht unterworfen

sind, und das Alter von 6 Jahren erreicht

haben, können sich freiwillig ver¬

sichern und nutznießen an den staatlichen

Zuschüssen, vorausgesetzt, daß das schätzbare

Jahreseinkommen 24 000 belgische Frank nicht

übersteigt. Für die Ausländer gelten die

gleichen Bestimmungen. Bezüglich der Nutz¬

nießung an den staatlichen Zuschüssen ist

ebenfalls Voraussetzung das Vorhandensein

einer Gegenseitigkeit.
Die Berechnungstabelle für die Beitrags¬

leistung enthält acht Lohnklassen auf

der Grundlage von 1,33 v. H. zu beiden Teilen

(Arbg. und Arbn.) auf den gezahlten Lohn. Bei

einem Einkommen von weniger als 50 Frank

wöchentlich beträgt der Beitrag je 2,50 Frank

monatlich. Bei einem wöchentlichen Einkom¬

men von mehr als 200 Frank beträgt der Bei¬

trag für den Arbg. und Arbn. je 12,50 Frank

monatlich; darüber hinaus kann die Beitrags¬

leistung nicht gehen.

Bezüglich der unabhängigen Arbeiter ist der

Mindestbeitrag auf 1,50 v.R des Einkommens

des Versicherten bis zu einem Jahreseinkom¬

men von 12 000 Frank, jedoch kann der Jahres¬

beitrag für den männlichen Versicherten nie

geringer als 120 Frank, für den weiblichen

Versicherten nie geringer als 60 Frank sein.

Die Beitragspflicht ist obligatorisch bis zum

65. Lebensjahre. Für bestimmte Gewerbe¬

zweige hat das Gesetz einen Rentenanspruch

schon ab dem 55. Lebensjahre bei Männern, ab

dem 50. bei Frauen vorgesehen.

Das Gesetz ist in Kraft teilweise seit dem 1. Juli

1931, teilweise seit dem 1. Januar 1932.

Obligatorische Krankenversicherung

besteht zur Zeit nur für die Seeleute. Hinsicht¬

lich der freiwilligen KV. hat sich in Belgien

ein ganz eigenes System herausgebildet. Die

„Societes de secours mutuels", kurz „Mutua-

lites", sie entsprechen etwa unseren Kken.

Abgesehen von verschiedenen Ausnahmen

empfangen diese „Mutualites" vom Staate,

von den neun Provinzen (Antwerpen, Brabant,

West-, Ostflandern, Hainaut, Lüttich, Limbourg,

Luxemburg, Namur) und einigen Kommunal¬

verwaltungen Zuschüsse (Subsidien). Die sub-

sidierten „Mutualit* unterstehen der Aufsicht

des Ministeriums der Industrie, der Arbeit und

der sozialen Fürsorge. Um Zuschüsse zu emp¬

fangen, sind die „Mutualit* an bestimmte,

vom Staate vorgeschriebene Verpflichtungen

gebunden. Es gibt eine Reihe Vorschriften

über den Inhalt des Statutes, der Administra¬

tion und der Berufung zu derselben (nur Bei-
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gier können die Administration ausüben), über

die Zusammenschließung zu Federationen, über

die Annahme von Schenkungen und Vermächt¬

nissen, über die Auflösung einer „Mutualiu
über die Führung der Fonds und darüber, wer

Mitglied einer „Mutualite" sein kann. Nach

dem Gesetz kann jede Person, unbeachtet

der Nationalität, die das Alter von

18 Jahren erreicht hat, Mitglied einer

„Mutualite
'

werden. Im allgemeinen erstreckt

sich die Tätigkeit einer „Mutualite" auf: Aerzt¬

liche Hilfe und Medikamente für die Kranken

oder durch Unfall verletzten wirklichen Mit¬

glieder und deren Familienangehörige; Bezah¬

lung einer täglichen Entschädigung an die

effektiven Mitglieder bei Krankheit oder Un¬

fallverletzung (mindestens drei Monate, mei¬

stens jedoch sechs Monate, da dann die In¬

validenkasse in Kraft tritt — die Kk. der sozia¬

listischen Metallarbeiter-Gewerkschaft gewährt
ihren Mitgliedern Krankenunterstützung bis zu

42 Wochen, erst dann interveniert die Inva¬

lidenkasse —) Beihilfe zu den Begräbniskosten
der effektiven Mitglieder; Entschädigung an

die Witwen und Waisen; Wöchnerinnenunter¬

stützung.

Einige „Mutualites haben noch spezielle
Dienste (Tuberkulosenhilfe, Hilfe bei Krebs¬

krankheiten) eingerichtet, die jedoch in der

Regel den Federationen oder den nationalen

Unionen obliegen.
Ende 1929 zählte man in Belgien rund 1 170 000

gegen Krankheit und Invalidität versicherte

Personen. Davon waren angeschlossen der:

1. Union Nationale des federations de mutuali¬

tes socialistes de Belgique: 490 350. 2. Alliance

Nationale des federations mutualites ehre-

t i e n n e s de Belgique: 335 387. 3. Union Na¬

tionale des federations mutualistes reutres:

160 960. 4. Union Nationale mutuahste libe

r a 1 e : 46 463. 5. Union Nationale des Federa¬

tions de mutualites professionelles des Indu¬

stries de Belgique (Unternehmer): 68282

Der Rest verteilt sich auf nicht national zu¬

sammengeschlossene Kassen.

Obligatorische Invalidenversicherung

gibt es nicht. Doch sind die gegen Krank¬

heit Versicherten zur gleichen Zeit gegen Inva¬

lidität versichert. Diesen Versicherungszweig
üben die Federationen, in denen mehrere lokale

„Mutualites" zusammengefaßt sind, aus. Die

„Federationen" empfangen auch staatliche und

provinzielle Zuschüsse. Nach dem Gesetz vom

5. Mai 1912 werden Zuschüsse nur gewährt an

„Federationen" oder isolierte „Mutualites" mit

mindestens 2000 Mitgliedern unter 65 Jahren

und die weiterhin die statutarisch festgesetzten

Beiträge hinsichtlich einer Unterstützung im

Falle frühzeitiger Invalidität entrichten. Durch

diese Bestimmung- ist der Zusammenschluß

oder Anschluß kleinerer „Mutualites" zu Fede¬

rationen stark gefördert worden. Die subsidier-

ten Kassen sind ferner verpflichtet: 1. Mitglie¬
der bis zum Mindestalter von 40 Jahren aufzu¬

nehmen; 2. sie müssen die kranken oder in¬

validen Mitglieder versichern bis zu minde¬

stens 1 Frank pro Tag und zwar muß sich die

Unterstützung anschließen an den Ablauf der

3- oder 6 monatigen Unterstützung durch die

„Mutualite". 3. Die Gewährung der Unter¬

stützung an kranke oder invalide Mitglieder bis

zum Alter von 65 Jahren. Das ist der Zeit¬

punkt, an dem die vom Staate subventionierte

und unter seiner Garantie stehende Pensions¬

kasse in Kraft tritt. Anfang 1930 bestanden 141

Invalidenkassen in Belgien.

Gustav Wasewitz 25 Jahre bei der AOKk.

der Stadt Berlin.

Unser Mitarbeiter, Gustav Wasewitz,
Bürodirektor bei der AOKk. der Stadt Berlin,
kann am 2. Juni 1932 auf eine 25jährige Tätig¬
keit in der Sozialversicherung zurückblicken.

Wir brauchen den Lesern unserer Zeitschrift die

Verdienste von Wasewitz um die Sozial¬

versicherung und ihre Literatur nidit besonders

in Erinnerung zu rufen. UeberAll, im Schrift¬

tum, im Fortbildungswesen ist seine Mitarbeit

und sein Einfluß zu spüren. Das zeugt am

b« \ von seiner Schaffenskraft und seiner Be¬

deutung. Als einer der besten Kenner der deut¬

schen Krankenversicherung hat Wasewitz viel

zur Auslegung und praktischen Anwendung der

gesetzlichen Bestimmungen beigetragen. Seine

Mitwirkung an der Fortbildung der Kassen¬

angestellten, insbesondere als Lehrer in Unter-

iichtskursen, an der Verwaltungsschule deut¬

scher Krankenkassen und als Verfasser vieler

Fortbildungsschriften ist bestens bekannt. Daß

er durch seine unerschöpfliche Arbeitskraft,

seinen vorbildlichen Fleiß, seine Sachkenntnis

und sein hervorragendes Organisationstalent
der AOKk. der Stadt Berlin und damit den Ver¬

sicherten große Dienste geleistet hat, darf nicht

unerwähnt bleiben. Wie seine engeren Mit¬

arbeiter danken auch wir Gustav Wasewitz für

seine hingebungsvolle Arbeit im Dienste der

Sozialversicherung. Dabei wollen wir nicht ver¬

gessen, daß Gustav Wasewitz gleichzeitig
25 Jahre Mitglied in der freigewerkschaftlichen
Angestelltenorganisation, dem Zentralverband

der Angestellten, ist. Auch hier hat er sich

immer als bewährter Mitstreiter gezeigt. Für

die Zukunft verbinden wir mit dem Jubiläum den

Wunsch, daß Gustav Wasewitz noch recht
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lange der Sozialversicherung und unserer Zeit-

hrift als tatkräftiger Mitarbeiter erhalten

eiben möge. Die gegenwärtige Notzeit braucht

dringend Menschen wie ihn, die mit über¬

fein Wissen und in nimmermüder Arbeit

für das Wohl der werktätigen Bevölkerung

>chf;ffen.

Berechnung derWartezeit des § 182 Abs. 1

Nr. 2 Halbsatz 2 RVO.

Bescheid des RVA. vom 25. Januar 1932 (IIK.

1007/31, EuM. Bd. 31 S. 417). Vorbehaltlich

einer E. im Rechtsmittelzuge nimmt das RVA.

tn, daß der Tag, in dessen Verlauf Arbeits¬

anfähigkeit eingetreten ist, in die Wartezeit

ies § 182 Abs. 1 Nr. 2 Halbsatz 2 RVO. auch

dann einzurechnen ist, wenn der Versicherte

an diesem Tage noch voll gearbeitet und seinen

vollen Lohn verdient hat. In dem gleichen
Sinne ist die Vorschrift des § 182 Abs. 1 Nr. 2

Halbsatz 2 RVO. ausgelegt worden, als sie

weh lautete: „Das Krankengeld wird vom

vierten Krankheitstage an, wenn aber die Ar-

itsunfähigkeit erst später eintritt, vom Tage
des Eintritts an gewährt" (zu vgl. Hahn-Kühne,
H»ndb. d. KV., 10./U. Aufl., S. 274 Anm. S

ts $ 182 RVO.; Hoffmann, KV., 8. Aufl., S. 101

Anm. 12 zu § 182). Durch die Neufassung des

S 182 Abs. 1 Nr. 2 Halbsatz 2 RVO. in der

NotV. vom 26. Juli 1930 (RGBl. I S. 311, AN.

M) S. IV 369) sollte die bisherige Regelung
r Wartezeit lediglich in der Richtung geän¬

dert werden, daß nunmehr nur solche Krank-

heitstage auf die Wartezeit anrechenbar sind,

an denen Arbeitsunfähigkeit besteht (zu vgl.
Grieser-Sauerborn, Erläuterungen der NotV.

m 26. Juli 1930 (RGBl. I S. 311) S. 202 203;
Eull Bd. 29 S. 271 Nr. 19 und Bd. 31 S. 15 Nr. 7).
Die frühere Berechnung muß hiernach auch für

die jetzige Fassung der Vorschrift gelten.

Die Sozialversicherung im Jahre 1931.

l>»s Statistische Reichsamt hat im 2. April-Heft
1932 von „Wirtschaft und Statistik" die vor-

digen Ergebnisse der Entwicklung der Soziai¬

rsicherung im Jahre 1931 vercmentlicht. In

st allen Zweigen gincr die Zahl der Ver¬

sicherten infolge der Arbeitslosigkeit erheblich

/urück. Demgegenüber stieg die Zahl der

ntenempfänger weiter an, jedoch war in der

KV. und in der AlVers. als Auswirkung der

setzlichen Maßnahmen eine starke Abnahme

der KG.-Bezieher und Hauptunterstützungs-
? mpfänger zu verzeichnen. Das Statistische

Reichsamt schätzt die Zahl der Versicherten

im Jahre 1931 (1930 in Klammern): gegen Un-

I ill 23,1 (23,7) Millionen Personen, gegen Invali¬

dität 22,4 (22,3) Millionen Personen, gegen

Krankheit 20,6 (20,3) Millionen Personen, gegen

Arbeitslosigkeit 14,2 (14,7) Millionen Personen.

sind ungefähr Rentenbezieher gezählt wor¬

den (in 1000) (1930 in Klammern): InvV. 3544

(5520), AngV. 268 (226), KnPV. 398 (382), UnfV.

1076 (1053). Ferner wird die Zahl der Kranken¬

geldbezieher auf rund 600 000 Voll jahreskranke
geschätzt (679 000 im Jahre 1930) und der

Monatsdurchschnitt der Hauptunterstützungs¬
empfänger in der AlVers. mit 1713 000 gegen

1769 000 im Vorjahre berechnet.

Die Zahl der Rentenempfänger, Volljahres¬
kranken und Hauptunterstützungsempfänger zu¬

sammen hat im Jahre 1931 rund 7,60 Millionen

(1930: 7,63 Millionen) Personen betragen; fast

ein Achtel der Gesamtbevölkerung des Deut¬

schen Reichs. In der Gesamtzahl sind aber

mehrfache Doppelzählungen enthalten, man

kann auf keinen Fall Rentenempfänger mit

Krankengeldbeziehern und mit Hauptunter¬
stützungsempfängern in einen Topf werfen.

Sonst gibt diese Art der Berechnung Anlaß,

die Schacht'sche Bezeichnung des deutschen

Volkes als „Rentnervolk" hierin bekräftigt

zu sehen.

Beachtenswert sind die Berechnungen des

Statistischen Reichsamts über die finanzielle

Entwicklung, die nicht von endgültigen Fest¬

stellungen ausgehen, sondern als Repräsentativ¬
statistik zu werten sind.

Einschließlich der AlVers. verzeichnete die SV.

eine Gesamteinnahme von etwa 5,6 Mil¬

liarden RM. gegen 6,5 Milliarden RM. im Vor¬

jahre. Mithin betrug der Rückgang nahezu

1 Milliarde RM. oder 13,1 v. H. Am stärksten

war der Rückgang der Einnahmen bei der KV.,

und zwar um rund ein Viertel; am geringsten
in der AlVers. und KnPV. Selbst die AngV.
verzeichnete einen Rückgang ihrer Gesamtein¬

nahmen um etwa 5 v. H. Die rückläufige Ent¬

wicklung der Einnahmen in allen Zweigen ist

einmal auf den Rückgang der Beitragsein¬

nahmen, die um fast eine halbe Milliarde ge¬

sunken sind, und zum andern auf die Ver¬

minderung der Reichszuschüsse und -beitrage

um 400 Millionen RM. (von 1,1 Milliarde RM.

auf 700 Millionen zurückzuführen.

Die Beitragseinnahmen gingen zurück

bei den Kken. (einschließlich der Ersatzkassen)

von 2,05 Milliarden im Jahre 1930 auf 1,54 Mil¬

liarden RM. im Jahre 1931, also um rund

500 Millionen. In der UnfV. fielen die Beitrags¬
einnahmen von 404 auf 351 Millionen RM., in

der InvV. von 986 auf 819 Millionen RM., in

der AngV. von 385 auf 343 Millionen RM. und

in der KnPV. von 151 auf 120 Millionen RM. Die

AlVers. verzeichnete eine Steigerung ihrer

Beitragseinnahmen von 1062 auf 1373 Millionen

Reichsmark, da sich die im Herbst 1930 vor¬

genommene Erhöhung des Beitragssatzes erst

1031 voll auswirkte und den Rückgang der

zahlenden Versicherten somit mehr als aus¬

gleichen konnte.

Die Reichszuschüsse und -beitrage

haben nur bei der KnPV. zugenommen; aus

Zollgeldern und sonstigen Reichsmitteln wurde

bekanntlich ein größerer Betrag zur Erhaltung

dieses Versicherungszweiges gewährt. Dafür

wurden aber die Ueberweisungen an die InvV.

aus Zollgeldern abermals gekürzt und die Zu¬

schüsse aus dem Lohnsteueraufkommen (Lex

Brüning) überhaupt gestrichen. Die KV. erhielt

für die Familienwochenhilfe nur noch 2,7 Mil¬

lionen RM. gegen 21 Millionen im Vorjahre.
Die AlVers. erfuhr nun noch insofern eine

direkte Unterstützung durch das Reich, als das

Reich den Fehlbetrag- des 1. Vierteljahres 1931

übernommen hatte. Seitdem wurde eler Etat der

RfAuA. vom Reichsetat „abgehängt".
Für die Beurteilung der inneren Entwicklung

der SV. ist die Betrachtung der Ausg ftben-
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gestaltung noch wichtiger. Auffallend ist,
daß sich die Gesamtausgaben aller Zweige (ein¬
schließlich der AlVers.) mit den Gesamtein¬

nahmen im vergangenen Jahre nahezu gedeckt
haben. Dieser Zustand ruft deshalb Besorgnis
hervor, weil er eine Defizitentwicklung andeutet.

Ueberhaupt steckte schon 1931 die eigentliche
SV., d. h. ohne AlVers. im Defizit

Die Gesamtausgaben der SV. stellten sich auf

etwa 5,6 Milliarden RM. gegen 6,2 Milliarden

Reichsmark im Jahre 1930, also um rund 10 v. H.

weniger. Ohne die AlVers. betrugen die Ge¬

samtausgaben rund 4 Milliarden Reichsmark

gegen 4,8 im Vorjahre, also um nahezu 20 v. H.

weniger. — In den einzelnen Versicherungs¬
zweigen waren Gesamteinnahmen und Gesamt¬

ausgaben gegenüber dem Vorjahre (1930 gleich
,0°): Gesamt- Gesamt-

einnahmen ausgaben

KV 75 80

UnfV 87 97

InvV 87 103

AngV 95 117

KnPV . .
98 92

zusammen: 83 92

AlVers 98 85

Alle sogenannten Reformmaßnahmen zu Lasten

der Versicherten in den wichtigsten Zweigen
der eigentlichen SV. reichten also nicht aus, um

den Einnahmerückgang aufzuhalten oder durch

entsprechende Senkung der Ausgaben auszu-

51eichen.
So kam es dazu, daß während im

ahre 1930 noch ein Ueberschuß der Einnahmen

über die Ausgaben in der eigentlichen SV.

(ohne AlVers.) von 463 Millionen RM.

vorhanden war, im Jahre 1931 ein Fehlbetrag
von etwa 17 Millionen RM. entstand. Das Ver¬

mögen der SV. ging um diesen Betrag und

als Folge der erheblichen Wertverluste (z. B.

bei Wertpapieren) insgesamt um mehr als

60 Millionen RM. zurück. Am Ende des Jahres

1931 betrug das Gesamtvermögen 4,616 Mil¬

liarden gegen 4,679 Milliarden RM. im Jahre 1930.

Den stärksten Vermögensschwund wies die

InvV. um annähernd 200 Millionen RM. auf.

Von den Gesamtausgaben fielen besonders die

Leistungen, insgesamt von 4048 Millionen

Reichsmark im Jahre 1930 auf 3737 Millionen RM.

im vergangenen Jahre. Nur die AngV. wies

noch eine Steigerung ihrer Leistungen auf.

Die Verwaltungs kosten erfuhren eben¬

falls fast in allen Zweigen einen Rückgang,
insgesamt von 305 Millionen RM. auf 288 Mil¬

lionen RM. Besonders in der KV. gingen die

Verwaltungskosten stark zurück. Bemerkens¬

wert ist, daß in der UnfV. die Verwaltungs¬
kosten um mehr als 10 v. H. g e s \ i e g e n sind,

gerade in einem Versicherungszweig also, der

von den Unternehmern beherrscht wird.

Dieser Krisenabschluß zeigt deutlich,
daß die bisherigen Reformmaßnahmen die

schwierige Lage der SV. nicht beseitigen
konnten. Wenn sich die Reichsregierung jetzt
mit einer neuen großen Reform der SV, be¬

schäftigt, so wird sie aus dem Abschluß für

das vergangene Jahr erkennen müssen, daß

auf dem bisherigen Wege des radikalen

Leistungsabbaus die SV. nur in ihrer Existenz

bedroht, keinesfalls aber dei Zweck, sie
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zu sanieren, erreicht wird. Die Reichsregierung
darf ferner nicht übersehen, daß der Wert der

Sozialversicherung nicht einfach in der „Balan-
cierung" von Einnahmen und Ausgaben liegt,
sondern vor allem im Dienste der Volksgesund¬
heit und zur Erhaltung der Arbeitskraft, eine

Aufgabe, die gerade heute dringend der

Lösung bedarf. M. Bergmann, Berlin.

Die aushilfsweiseGewährungderKossen¬

leistungen nach den§§219,220,222RVO.
nach der Neuregelung der Beziehungen
zwischen Aerzten und Krankenkassen.

Die RVO. hat durch den Absatz 2 des § 210

die Aushilfepflicht auf die berechtigten Fami¬

lienmitglieder erstreckt und damit einen vorher

jahrelang bestehenden Streit beseitigt, ob die

Fürsorge auch in Erkrankungsfällen von Fami¬

lienangehörigen an eine auswärtige Kk. über¬

tragen werden konnte. Solange die Kk. des Ver¬

sicherten der anderen Kk. in den Fällen der

219 und 220 RVO. nach der Bestimmung des

222 RVO. als Ersatz der Kosten für die KPfl.

drei Achtel des Grundlohnes zu erstatten hatte,

erfolgte eine unterschiedliche Berechnung des

Ersatzanspruches,je nachdem es sich um Mit¬

glieder oder um Familienangehörige handelte,

während für die Versicherten drei Achtel des

Grundlohnes zu ersetzen waren, erhielt die be¬

auftragte Kk. als Ersatz der Kosten für die den

Familienangehörigen gewährte KPfl. die tat¬

sächlichen Aufwendungen erstattet. Der Pausch¬

betrag — drei Achtel aes Grundlohnes — konnte

hier keine Anwendung finden, weil es in diesen

Fällen nach der E. des RVA. Nr. 2468 vom

9. ADril 1918, AN. 1918 S. 420, an einem für

die Berechnung des Pauschbetrages verwend¬

baren Grundlohn fehlte. Diese Ungleichheit ist

durch die NV. vom 26. Juli 1930 beseitigt wor¬

den: „Als Ersatz der Kosten für die Kranken¬

pflege ist der Betrag von 1,25 RM. täglich zu

zahlen/4 Dieser Pauschsatz gilt in allen Fällen

der §§ 219, 220, 222 RVO., gleichgültig, ob es

sich um die Versicherten selbst oder um ihre

Familienangehörigen handelt.

Diese Bestimmung wurde als Satz 2 des § 222

RVO. in den Gesetzestext eingefügt, gleich¬
zeitig der Satz von 1,25 RM. durch die NV. vom

8. Dezember 1931 mit Wirkung vom 1. Januar

1932 auf 1,00 RM. täglich herabgesetzt.
Nach dem Abkommen über die Durchfüh¬

rung der §§219, 220, 222 RVO. hat die Kk. des

Versicherten der aushelfenden Kk. die nach¬

gewiesenen Kosten in voller Höhe zu

ersetzen. Nur wenn die Kosten einzeln nicht

nachgewiesen werden können, kommt auch hier

der Pauschsatz zur Berechnung. Ist nun durch

die Neuregelung der Beziehungen zwischen

Aerzten und Kken. ab 1. Januar 1932 eine Aende¬

rung in der Ersatzleistung eingetreten? Ent¬

sprechend § 3 der Vertragsordnung vom 30. De¬

zember 1931 wurde die ärztliche Versorgung
von Versicherten (worunter auch die berechtig¬
ten Angehörigen zu verstehen sind), die außer¬

halb des Arztregisterbezirks wohnen oder be¬

schäftigt sind, in der „Vereinbarung der

Spitzenverbände über die ärztliche Versorgung
der Versicherten außerhalb des Mantelvertrags¬
bezirks" vom 30. Dezember 1931 (DK. 1932

Spalte 109) geregelt. Der § 1 sagt, daß die Ver-



sicherten und Angehörigen, die außerhalb des

Mantelvertragsbezirks wohnen oder beschäftigt
md. in dem sich der Sitz ihrer Kk. befindet,

der die sich vorübergehend außerhalb dieses

Bezirks aufhalten, die Aerzte in Anspruch neh¬

men können, die für den Aufenthaltsort

des Kranken zur Kassenpraxis zuge¬

lassen sind. Nach § 4 dieser Vereinbarun¬

gen sind die Aerzte des Aufenthaltsortes ver¬

pflichtet, die Kranken nach den Bestimmungen

des Gesamtvertrages zu behandeln, dem sie bei¬

getreten sind. Die Vergütung für diese Behand¬

lung erhalten sie durch Vermittlung

ihrer kassenärztlichen Vereini¬

gung. Die Kken. sind nach § 5 verpflichtet,
die im § 1 bezeichneten Kranken mit einem Be¬

handlungsausweis zu versehen, aus dem sich die

Kossenzugehörigkeit und die kassenärztliche

Vereinigung ergibt, die mit der Kasse den Ge¬

samtvertrag geschlossen hat.

Unter Hinweis auf diese Bestimmungen ist

mehrfach die Ansicht vertreten worden, daß da¬

durch die Vorschriften der §§ 219 ff. RVO. prak¬
tisch ausgeschaltet worden sind und die Kken.

in allen Fällen die Fürsorge für ihre außerhalb

des Kassenbereichs wohnenden oder sich vor¬

übergehend außerhalb des Kassenbereichs auf¬

haltenden Mitglieder oder deren Angehörigen
selbst zu übernehmen haben. Dieser Ansicht

kann nicht zugestimmt werden. Die gesetzlichen
Vorschriften der §§ 219 ff. RVO. bestehen nach

wie vor, und die Kk.en sind verpRichet, für die

Durchführung dieser Bestimmungen wie bisher

n den Fällen zu sorgen, in denen ihnen der Auf-

ag zur Aushilfepflicht erteilt wird. Es ist nicht

erforderlich, daß die Kk. des Versicherten die¬

sem den Behandlungsausweis direkt übermittelt.

Hiermit kann die beauftragte Kk. betraut werden

mit dem Ersuchen, auf dem Behandlungsausweis
die kassenärztliche Vereinigung zu vermerken,

die mit der Kk. des Versicherten den Gesamt¬

vertrag geschlossen hat und deren genaue An¬

schrift der aushelfenden Kasse bei der Ueber¬

weisung der Kranken mitgeteilt wird.

Es kommt hinzu, daß bei der Selbstübernahme

der Fürsorge durch die Kk. des Versicherten

nicht die Gewähr gegeben ist, daß dieser einen

zugelassenen Kassenarzt — also einen der kas¬

senärztlichen Vereinigung des Aufenthaltsorts

des Versicherten angehörenden Arzt — in An¬

spruch nimmt, sondern sich an einen nicht zu¬

gelassenen Arzt wendet. In solchen Fällen wür¬

den sich Schwierigkeiten wegen der Bezahlung
des Arzthonorars ergeben.
Ist nun vom 1. Januar 1932 ab als Ersatz für die

KPfl. noch der Pauschbetrag von 1,00 RM. täg¬
lich zu erstatten? Das dürfte nicht mehr der

Fall sein, da den beauftragten Kken. Kosten für

die ärztliche Behandlung überhaupt nicht mehr

entstehen. Die Aerzte rechnen nicht mehr mit

der Kk. ab, sondern sie erhalten das Honorar

für ihre Leistungen durch die Vermittlung ihrer

kassenärztlichen Vereinigung — bei der sie die

Rechnung einreichen müssen — aus dem Kopf-
tuschale der Kk. des Versicherten. Da somit

nur die Arzneikosten verbleiben, sind auch nur

diese an die beauftragte Kk. zu ersetzen. Nach

$ 222 RVO. gilt als Ersatz für die gesamte
KPfl. der Betrag von 1,00 RM. täglich, von dem

iedoch der Betrag für die ärztliche Behandlung,
der dem behandelnden Arzt durch Vermittlung

seiner kassenärztlichen Vereinigung gezahlt
wird, abzusetzen ist. In jahrelanger Praxis sind

von den Kosten der KPfl. zwei Drittel für die

ärztliche Behandlung und ein Drittel für die

Arzneikosten in Ansatz gebracht worden, so

daß die beauftragte Kk. täglich 0,3354 RM. als

Ersatz für die Arzneikosten zu erhalten hat.

Soweit es sich um die Kken. handelt, die dem

Abkommen angehören, sind zunächst die tat¬

sächlich nachgewiesenen Kosten zu erstatten.

Sind die Arzneikosten nicht nachzuweisen, so

gilt der nach dem Abkommen vereinbarte

Pauschsatz, und zwar ebenfalls zu einem Drittel.

Zur Beseitigung der bestehenden Zweifel dürfte

eine baldige Abänderung der Bestimmungen

des § 222 RVO. angebracht sein.

W. Boll, Hamburg.

Zahnersatz und Krankenhauspflege.
Durch die Notverordnung (NV.) vom 8. De¬

zember 1932 wurde die Gewährung von Zahn¬

ersatz, Krankenhauspflege und Erholungskuren
stark in den Vordergrund gerückt.
Bedauerlich ist und bleibt, daß die Zahn¬

ersatzfrage durch die NV. nicht sofort

einwandfrei geklärt wurde. Diese sollte man

in das Gebiet der Regelleistungen über¬

führen. Dazu müßten die §§ 182 und 205 RVO.

entsprechend geändert werden, außerdem wäre

festzulegen, daß Zahnersatz als Teil der ärzt¬

lichen Behandlung bis zur Höhe von zwei

Drittel der Kostenvoranschlagssumme gewährt
wird. Als Beitrag- wird wohl jetzt für Zahn¬

ersatz die vor Erscheinen der NV. gültige
Höhe bei Erfüllung der nun vorgeschriebenen
Voraussetzungen in Frage kommen; nicht also

etwa der getrennt von den Zahnersatz¬

zuschüssen festgelegte Betrag für kleinere und

größere Heilmittel, der eine Höchstgrenze
vorsieht. Diese weitere Pflichtleistung würde

m. E. die Kken. nicht wesentlich belasten, den

Versicherten und ihren Familienangehörigen
aber willkommen sein. Das besonders jetzt, wo

nur wenig Versicherte sich ein künstliches Ge¬

biß auf ihre eigenen Kosten erlauben können,

wenn die vertrauensärztliche Untersuchung die

Voraussetzungen zur Gewährung eines Bei¬

trages im Sinne der Richtlinien des RAM. nicht

für gegeben erachtet. Die Bezahlung eines

Drittels der Kosten, die nach wie vor von dem

Antragsteller zu leisten wären, verursacht schon

Schwierigkeiten, dabei sollten meistens die

Vertrauensärzte etwas großzügig verfahren.

Auch die Spruchinstanzen vertreten in Zweifels¬

fällen den Standpunkt der Toleranz zugunsten

der Versicherten.

Eine wesentliche Einschränkung der Zahn¬

ersatzleistung durch allzu scharfe Anlehnung

an die NV. stellt aber auch einen ungünstigen
Faktor für die Kassenzahnkliniken dar.

Die Entlassung eines Teils des Klinikpersonals
müßte die Folge sein, was keinestalls durch

den Gesetzgeber veranlaßt werden sollte.

Durch die Aenderung der Bestimmungen würde

jedoch die vertrauensärztliche Nachunter¬

suchung, die oft recht umständlich für die

Patienten und kostspielig ist, wegfallen. Da¬

mit wäre den Kken. wirklich gedient.
Daß die Krankenhauspflege bald wie¬

der auch für die Familienangehörigen

geleistet werden sollte, liegt aul der Hand.
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Deren Abschaffung bedeutete verschärfte Not

bei manchen Arbeiterfamilien. Aber auch hier

wird durch die NV. nur das Ausgabenbild ver¬

schoben; die Ausgabe selbst wird bleiben. Denn

durch die Gesetze wird der Krankheitszustand

der Betreffenden nicht befehlsgemäß verschwin¬

den und der Gesundungsprozeß nicht auf eine

schnellere Gangart sich besinnen. Als Ersatz

der Kosten für Krankenpflege wird zweckmäßig
bezirksweise eine Pauschale festgelegt oder

aber einheitlich für die OKken. dergestalt eine

Regelung eintritt, daß ein prozentualer Beitrag

von den jeweiligen Kur- und Verpflegungs¬
sätzen im Krankenhause direkt oder dem Ver¬

sicherten gewührt wird. (Betreut nach chirur¬

gischen und „inneren" Fällen.)

Dieser Beitrag sollte in allen Fällen, in denen

die Notwendigkeit der Aufnahme ins Kranken¬

haus oder die Klinik ärztlicherseits bestätigt
werden kann, bezahlt werden. Gleichgültig, ob

der Krankenhausarzt Kassenarzt ist oder nicht.

Allerdings stellt das auch keine Musterlösung
dar; denn verlangt das eine Krankenhaus neben

dem Kurkostensatz keine besondere Vergütung
für ärztliche Behandlung, so trifft bei einem

andern das Gegenteil zu. Eine einheitliche

Regelung wird immer eine gewisse Härte in

einzelnen Fällen in sich bergen, aber läßt sich

nicht verhüten.

Zweckmäßigerweise werden die Kken. jeweils
das für sie zuständige Krankenhaus und

dessen Kur- und Verpflegungssätze und weite¬

ren Bedingungen als Grundlage nehmen für

die Festsetzung und Höhe ihres Beitrags zu

den Krankenhaus- und Klinikkosten für Fa¬

milienangehörige der Versicherten.

Zu den Fragen Zahnbehandlung und Kranken¬

hauspflege kommt noch das Problem Erholungs¬
heim hinzu. Daß für arbeits unfähige kranke

Versicherte Erholungskuren durchge¬
führt werden dürfen, hat der RAM. einwand¬

frei geklärt mit dem Hinweis, daß diese Kosten

an Stelle der Krankenpflege treten. Viele

Versicherte arbeiten aber notgedrungen — ob¬

wohl arbeitsunfähig krank — weiter, um ihre

Stelle nicht zu verlieren. Bei der Frage der

Einweisung in ein Erholungsheim ist das in

positivem Sinne zu berücksichtigen. Auch die

Aufsichtsbehörden werden d i e Fälle einer Er¬

holungskurdurchführung nicht beanstanden, wo

der Versicherte mit Aufbietung seines ganzen
Willens mit krankem Körper b i s z u in Ein¬

tritt in das Erholungsheim arbeitete. In¬

sonderheit dann nicht beanstanden, wenn der

behandelnde Arzt, der den Antrag stellt, auf

diesem bestätigt, dai der Versicherte nach dem

Befund eigentlich arbeitsunfähig krank ist,
trotzdem aber weiterarbeitet, um die Stelle

nicht zu verlieren; und der Verttauensarzt der

Kasse diese Meinung des Arztes ebenfalls zu

bestätigen vermag. Fr. Kläger, Reutlingen.

Mängel des Krümpersystems.
Durch die NotVO. vom ö. Oktober 1931 ist im

8 $Uh AVAVG. der Gedanke verwirklicht, zur

Entlastung des Arbeitsmarkts einen Ausgleich
dadurch zu schaffen, daß Arbn., die noch in

Beschäftigung stehen, vorübergehend durch

bisher Arbeitslose ersetzt werden. Es sind eine

Reihe von Sicherungen festgelegt, um eine

mißbräuchliche Ausnutzung auszuschließen. In

Anlehnung an die Vorschriften über die Kurz¬

arbeiterunterstützung werden vom Krümper¬

system die Kleinbetriebe ausgeschlossen. In

der Vereinbarung zwischen Betriebsleitung und

dem Betriebsrat, Angestellten- oder Arbeiter¬

rat andererseits muß u. a. festgelegt und klar¬

gestellt sein, daß die Ausgeschiede¬
nen nach Ablauf der vereinbarten

Frist wieder im Betriebe aufge¬

nommen werden. Diese Voraussetzung
muß erfüllt sein, andernfalls darf der Vor¬

sitzende des Landesarbeitsamtes (LAA.) Krüm¬

perunterstützung nicht zulassen. Ein Anspruch
auf Alu. ist aber trotz Erfüllung dieser Vor¬

aussetzung nicht ohne weiteres gegeben. Ueber

den Antrag entscheidet vielmehr der Vor¬

sitzende des LAA., der seine Befugnis dem

Vorsitzenden des AA. übertragen kann, nach

pflichtmäßigem Ermessen. Ob der Antragstel¬
ler dabei wirklich entlassen, also „arbeitslos"
nach dem AVAVG. ist, bleibt unberücksichtigt.

Der § 89 b AVAVG. bedeutet daher insoweit

eine Milderung" der sonstigen Regel, indem er

bestimmt, daß die Ausgeschiedenen, sofern die

übrigen Voraussetzungen erfüllt sind, Unter¬

stützung erhalten, auch wenn sie sonst

nicht als arbeitslos anzusehen sind.

Während des Bezuges der Alu. sind die Arbn.

gegen Krankheit versichert, die Beiträge ent¬

richtet die Reichsanstalt. Bei der vorgeschrie¬
benen Kürzung der Alu. auf günstigenfalls die

Hälfte der gesetzlichen Unterstützungssätze er¬

hält die Kk. dadurch einen nicht die Selbst¬

kosten deckenden Betrag als Versicherungsbei¬

trag. Eine Ausbreitung des Krüm¬

persystems innerhalb des Bezirks

einer K k. kann daher in finanzieller

Hinsicht für sie verhängnisvoll wer¬

den.

Von der Vereinbarung können u. a. bisher Be¬

schäftigte betroffen werden, die durch die Vor¬

schrift des § 87 Abs. II AVAVG. von dem Be¬

züge der Unterstützung ausgeschlossen sind,
weil sie in ihrer Eigenschaft als Minderjährige
einen Unterhaltungsanspruch gegen die Eltern

haben. Wenn auch diese Bestimmung durch

die NotVO. vom 6. Oktober 1931 gemildert
und der Personenkreis dadurch eingeschränkt
ist, daß nur ein solcher Unterstützungsanspruch
die Alu. ausschließen kann, der den erforder¬

lichen Lebensunterhalt tatsächlich gewähr¬
leistet, so werden die davon betroffenen Arbn.

gegenüber den anderen Krümpern stark be¬

nachteiligt. Die Reichsregierung ist allerdings
der Meinung, daß es nicht tragbar ist, Arbn.,

die nur vorübergehend aussetzen, besser zu

stellen, als diejenigen, die ihre Arbeitsstelle

dauernd eingebüßt haben. Diese Erwägungen
sind aber nur bedingt stichhaltig; denn es ist

doch zu berücksichtigen, daß die Durchfüh¬

rung des Krümpersystems im Gegensatz zur

Kurzarbeit, die zwar auch in der Regel durch

Verhandlungen des Arbg. mit dem Betriebsrat

zustande kommt, im Wege einer Betriebsver¬

einbarung festgelegt wird, getragen von dem

gemeinsamen Gedanken, die trostlose Lage der

Arbeitslosen durch zeitweise Beschäftigung im

bescheidenen Maße zu heben. Es ist im Gegen¬

satz zur Kurzarbeit als einer nicht ganz un¬

freiwilligen Handlung ein freiwilliger Entschluß

im



gesamten Belegschaft eines Betriebes, für

aus Billigkeitsgründen bei Prüfung des An¬

trages auf Alu. m. E. der §87 Abs. II AVAVG.

; »geschaltet werden sollte. Erreicht würde da¬

durch zweifellos neben einer gerechteren Ver¬

teilung der mit der Anordnung des § 89 b

AVAVG. verbundenen Lasten für den einzelnen

leichzeitig ein erhöhter Anreiz zum Krümpern.
Die Sonderbestimmung des § 89 b über die

Kürzung der Alu. trägt allerdings nicht dazu

bei, die ursprüngliche Begeisterung für das

Krümpersystem hochzuhalten. Durch diese

Vorschrift ist der Trieb, die Anordnung einzu-

luhren, in den beteiligten Kreisen stark be¬

schnitten worden, denn die durch NV. erfolg¬
ten Lohn- und Gehaltskürzungen machen es

dem Arbn. unmöglich, Reserven für die Dauer

der Krümperzeit anzusammeln. Deshalb dürfte

ne günstigere Regelung der Unterstützungs¬
sätze mit dazu beitragen, daß der § 89 b

AVAVG. mehr wie bisher angewendet wird.

Die versicherungsrechtlichen Bedenken, die

Wasewitz in dieser Zeitschrift S. 437 ff. 1931

mit Recht geltend gemacht hat, bedürfen eben¬

falls dringend einer Klärung. Ob das Arbeits¬

verhältnis im Einzelfall aufgelöst ist, ist eine

1 lttrage. Da in der Betriebsvereinbarung klar¬

gestellt sein muß, daß die Ausgeschiedenen
ii ich Ablauf der vereinbarten Frist wieder im

Betriebe aufgenommen werden, ist nach stän¬

diger Rechtsprechung das Beschäftigungsver¬
hältnis ohne weiteres nicht gelöst. Es können

sich für die Kk.en hierdurch Leistungs- und

I •. itragsstreitigkeiten ergeben, die an Verwick¬

lung nichts zu wünschen übrig lassen. Daß

Streitfälle dieser Art bisher nicht in Erschei¬

nung getreten sind, liegt an dem geringen Um-

t »ng der Einführung des § 89 b AVAVG.

lit der Bestimmung des § 89 b AVAVG. hat

der Gesetzgeber einen neuen Weg auf arbeits¬

marktpolitischem Gebiet beschritten. Ein Aus¬

bau des Krümpersystems erscheint jedoch an¬

gebracht. Das gilt sowohl für die Ausgestal¬

tung der Unterstützungsbestimmungen als auch

für die bestehenden zweifelhaften versiche¬

rungsrechtlichen Rechtsverhältnisse.

Willy Vißmer, Bielefeld.

Zur Beitragspflicht exterritorialer

Arbeitgeber.
Du RVA. hat durch E. vom 25. März 1931

festgestellt, daß die von exterritorialen Arbg.
beschäftigten Personen grundsätzlich der KV.

und AlVers. unterliegen, wenn sie zu dem

P<*rsonenkreise gehören, der nach § 165 RVO.

für rlen Fall der Krankheit versichert ist.

Auf Grund dieser E. ersuchte ein LAA. die

in Betracht kommende Einzugsstelle (Kk.),
einen exterritorialen Arbg., der die Anmel-

mg seiner versicherungspflichtigen Beschäf¬

tigten abgelehnt hatte, zur Entrichtung der

Arbeitslosenbeiträge aufzufordern. Unter Hin-

is auf die früheren Anweisungen des

eußischen Wohlfahrtsministers (Volkstüml.
schrift 1931 Seite 236) lehnte die Kk. dieses
ichen ab. Der RAM. nahm zu dieser An¬

gelegenheit durch ein Schreiben vom 14. No-

mber 1931 Stellung.
*ohl das Auswar _

\_nt als auch der preaÜisd
r Minister für Volnswohlfahrt haben »ich /war mit

• 'n unmittelbaren Sdii rkehr der Einzustellen

mit den exterritorialen Arb*. einverstanden crkl

unter der Voraussetzung, dali sich dieser Verkehr in

den durch die Eigenart der Exterritorialität gebotenen
liöflidien Formen (persönliche Briefform) vollzieht, dafi
also nisbesonder Androhungen von Zwangsmaßnahmen
unterbleiben. Beiele Stelle! konnten sich jodoefa ai ht

damit einverstanden erklären, daO die Kk. die exterri¬
torialen Arbg. zur Anmeldung ihrer Beschäftigten auf¬

fordert und von ihnen die Zahlung der Beitrage s i h

dann fordert, wenn sie die Versichereng ihrer Be¬

schäftigten ablehnen. Dadurch konnten wieder Be¬

schwerden der Exterritorialen hervorgerufen werden, die

unbedingt >ermieden werden müssen.

Auch ich trage Bedenken gegen ein derartiges Verfahre*
und mödit» annehmen, daü das finanzielle Inte der

Reichsanstalt durch die Zulassung des unmittelbaren

Schriftverkehrs mit den exterritorialen Arbg., wir -

vorstehend zum Ausdruck gebracht ist, genügend ge¬

wahrt wird.

Zur Behebung von Zweifeln und zur Erreichung einer

reibungslosen Zusammenarbeit mit den Einzugssfvllen
mochte ich li dem Verhalten gegenüber den diploma¬

tischen und konsularische.! Vertretungen fremder Mächte

in Deuts<hland und gegenüber den ra ihnen gehörig' i

Personen bei dei Einziehung der Beiträge zur Heivhs¬

anstalt unter Hinweis auf meine einschlägigen Erlaste

noch ergänzend bemerken:

a) Gegenüber exterritorialen A-beit-

gebern jTgL meinen Erlaß vom 26. April 1928 —

IV 4214/28 -

Es kommen in Betracht die fremden diplomatischen Ver¬

tretungen, die fremden Botschafter, (Gesandten und d

ichäftttr&ger IOWie die übrigen Mitglieder des diploma¬

tischen Korps (Botschafts- und Gesandt sihaftsriite, Lega-

tionssekretnre, Attaches usw.), ferner i\ie zum Geschäfts¬

personal der genannten Vertretengen gehörigen Per-

sonen nicht deutscher Staatsangehörigkeit (Kanzlisten.

Archivare, Sekretäre usw.).

Zu den cxtenitorialen Arbg. gehört ferner der Fiskus

eines fremden Staates hinsichtlieh der in seinen Diensten

bei Konsnlarbehörden beschäftigten Personen. Der aus¬

ländische Staatsfiskus wird in dionei Falle durch den

Leiter eler Konsularbehör le vertreten, der jedoch für

me Person nicht exterritorial ist.

»Uten über die Anwendung dieser Grundsatze in be¬

sonderen Einzelfällen Zweifel bleiben und können diese

auch von der Aufsichtsbehörde nicht behoben werden,

so ist eine Auskunft des Auswärtigen Amts (Real

abteilung) unter Bezugnahme auf diesen Erlaß einzu¬

holen.

In Avil Fallen, in denen die» Exterritorialen ihrer Melde¬

pflicht nicht nachkommen oder sidi weigern, die Beiträge

zur AlVers. zu entrichten, wir! üblieherwn>Q das Vis-

wirtige Amt um seine» Vermittlung angegangen. Die

halle -in! mir daher mit den Vorgingen rorznleften.

Die Hohe des rückständigen Betrages ist hier nur dann

anzugeben, wenn die Einzugsstellen, ohne besonderen

Schriftwechsel sn fuhren, dazu imstande sind.

b) G egenther aiehtextorritorlalen

Arbeitgebern {% gL meinen Erlnl i Mn 14 Septem«
ber ItW IV M73 Jv

\)en fremden Konsuln rtehen die Vorrechte der Exter*

ritorjaht.it nicht zu, es sei denn, dal Sie einer diplonia«

Msehen Vertretene Sageteilt sind. Sollten hierüber im

_
inselfalle Zweifel bestehen, die au'.h ren der Aufsbhts-

behörde nicht behohen werden können, «o ist die

kunft des kaswftrttren Amts einsnholen. Das Geschäft

personal der fremden tCoasnlarbeh6rdei ist in keinem

I alle exterritorial«

Die Einzugsstellen wenden sidi wegen »ler Erfüll a

der Beitragspflicht zur AlVers. hiasichtlich der in den

Serson liehen Diensien tler fremden konsularischen

imten stehenden Personen unmittelbar an den ans*

landischen Beamtea. Nur die Fälle, ia ebnen dies3 sidi

weigern, ehe Beitrage zu entrichten, sind nur mit elen

Vorgingen wegen Vermittlung durch dns inewirtige \mt

rorzuleren. Hier ist /leichzeitig unter Angabe .Ier Hohe

des rückständigen Betr -ichten. dal

die entsprechenden Schritt r Kk. erfolglos geblieben
¦ind.
Das Answärtigc imt ioL wie bisher it. in Eiirel«

illen mitzuteilen, ob 1 in Frage kommenden Per*

jirn dn» Vorrechte der I Kt»rritorialität /^ n oder

akh(

Damit unterstreicht der RAM. die frühere

Anweisung des preußischen Wohlfahrts-

ministers, im Verkehr mit exterritorialen

Arbg*. eine gewisse Zurückhaltung zu beob¬

achten und alles zu vermeiden, was zu Ein¬

sprüchen und Beschwerden Veranlassung* g"eben
könnte. Wz.
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ANGESTELLTE UND BEAMTE

Welche Fachliteratur lesen Sie?

Seit mehreren Jahren bin ich Beisitzer eines

Prüfungsausschusses für Kken.-Angestellte und

ebensolange wirke ich in der Prüfungskommis¬
sion der Verwaltungsschule deutscher Kken. mit.

Dabei habe ich es mir angewöhnt, nach Ab¬

schluß der eigentlichen Fachprüfung an die An¬

gestellten, die sich der Prüfung unterziehen, die

Frage zu richten, welche Fachliteratur sie

lesen.

Wahrheitsgemäß muß ich sagen, daß die Aus¬

künfte bei einer Reihe von Angestellten durch¬

aus befriedigen. Etwa ein Drittel der Prüflinge
aus den Anfängerprüfungen (bei den Beförde¬

rungsprüfungen sind es naturgemäß mehr) liest

nicht nur regelmäßig eine oder mehrere Fach¬

zeitschriften, sondern verfüget auch über eine

kleine Fachbibliothek. Damit kann man bei den

erheblich gesenkten Gehältern zufrieden sein;

manchem Angestellten mag es dabei schwer

genug fallen, über den notwendigen Lebens¬

bedarf hinaus auch noch Kosten für die Be¬

schaffung von Fachliteratur aufzuwenden. Und

bei dem Rest der Prüflinge? Hier Mehts mit¬

unter böse aus.

Es gibt immer noch Angestellte, die weder eine

Textausgabe der RVO. ihr eigen nennen, noch

sonst über irgendwelche Fachliteratur verfügen,
von der regelmäßigen Lektüre einer Fachzeit¬

schrift ganz zu schweigen. Mit ihrer wirtschaft¬

lich schlechten Lage können sich diese Ange¬
stellten meist nicht entschuldigen, denn es

handelt sich in der Regel nicht etwa um

Familienväter, sondern gerade um jüngere An¬

gestellte, die aus ihren Einkünften niemanden

zu unterstützen brauchen. Fehlt es hier an dem

notwendigen Ernst für ihren Beruf?

Es ist richtig, daß auch diese Angestellten ihre

Prüfung meist mit einer ausreichenden Note

bestehen, weil sie sich über das in den Prü¬

fungen geforderte Wissen hinreichend aus¬

weisen können. Das ist meist Verdienst des

ZdA., eler seinen Mitgliedern Gelegenheit gibt,
sich in den von ihm eingerichteten Fachkursen

das notwendige Wissen anzueignen. Und selbst¬

verständlich tragt auch die Ausbildung in den

Kken« selbst ihre Früchte. Aber mit dem in den

Fnchkursen unel im Dienste angeeigneten
Wissen allein kann man auf die Dauer einen so

verantwortungsvollen Beruf wie den ein«

Kken.-Angestellten nicht bestreiten. Das prak¬
tische Wissen bedarf in erheblichem Maße der

theoretischen Untermauerung, vor allem elann,

wenn eler Angestellte einmal in leitende Stellen

aufsteigen will. Ohne intensive» Lektüre der

reichhaltigen Fachliteratur ist dazu nun einmal

nicht auszukommen.

Ich will gar nichts elazu sagen, elaß die meisten

Kkrn.-Ang« stellten keinen Kommentar zur

RVO. besitzen« Diese» Kommentare sind sehr

teuer, worden auch nur in verhältnismäßig

langen Zwischenräumen aufgelegt und veralten

<illzu schnell. Es gibt ja sogar nicht wenige
Kken., die da glauben, ohne* Kommentar aus¬

kommen zu können. Es mag auch sein, elaß es

vielen Angestellten schwer fallt, sich eine

Materialiawirahwg von dem Umfange des von
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Helmut Lehmann herausgegebenen Handbuch^

des KrankenkassenversicSherungsrechts zuzu¬

legen. Es ist aber unentschuldbar, wenn es

immer wieder noch Angestellte gibt, die nicht

einmal eine der billigen, im Handel erhaltlichen

Textausgaben der RVO. besitzen. Diese Text¬

ausgaben kosten genau soviel wie eine Schachtel

Zigaretten, bei deren Ankauf man sich bekannt¬

lich nicht allzulange zu besinnen pflegt. Und

es ist fast noch unentschuldbarer, daß nicht

jeder junge Angestellte die Fortbildungs¬
schriften des ZdA. sein eigen nennt. Ein Fort¬

bildungsmittel, das auch nur annähernd so billig
ist wie diese Schriftenreihe, gibt es im ganzen

lieben Vaterlande kaum noch wieder. Ich weiß

nicht, auf welcher Grundlage der ZdA. die

Preise der Schriftenreihe kalkuliert hat, aber

ich habe genügend Erfahrung im Verlags¬
geschäft, um zu wissen, daß bei den Preisen

ein Verlagsgewinn keinesfalls herausspringen
kann. Die ZdA.-Mitglieder können also gar

kein besseres Geschäft machen, als wenn sie

laufend sämtliche Schriften beziehen.

Ganz so trübe wie bei der sonstigen Fach¬

literatur sieht es ja bei den Fachzeitschriften

nicht aus. Die Volkstümliche Zeitschrift wird

durchweg gehalten und, wie ich hoffe, auch ge-

le*sen. Aber auch hier gibt es Angestellte, die

sich um den regelmäßigen Bezug nicht kümmern.

Sie sind selten, gewiß. Daß sie aber überhaupt
vorkommen, ist, rund heraus gesagt, eine

Schande.

Ich muß freilich auch den Kassenleitern z. T.

einen gelinden Vorwurf machen. Manche Prüf¬

linge klagen nicht mit Unrecht darüber, daß sie

in ihrer Dienststelle keine Gelegenheit haben,

die von der Kk. gehaltenen Fachzeitschriften

und die sonstige vorhandene Fachliteratur ein¬

zusehen. Dafür mögen hin und wieder dienst¬

liche Gründe sprechen. Allgemein kann man

das aber nicht gelten lassen. Es muß möglich
sein, daß die Fachzeitschriften auch beim

letzten Angestellten umlaufen. Reichen die vor¬

handenen Stücke dazu nicht aus, dann müssen

eben ein oder zwei Stück mehr bestellt werden.

Das wirft den Kassenhaushalt nicht über den

Haufen. Wenn aber eine Kasse befürchten

muß, daß dadurch ihre sächlichen Verwaltungs¬
ausgaben zu sehr in die Höhe schnellen, dann

bin ich allerdings der Meinung, daß diese Kasse

überhaupt keine Daseinsberechtigung mehr hat.

Auch über die noch immer verbreiterte Ansicht,

daß der Bibliotheksschrank der Kasse ein Kräut¬

lein Rühr-mich-nicht-an ist, müssen wir nun

endlich einmal hinwegkommen. Eine Bibliothek

soll kein Massengrab für Bücher und kein*

Sammlung von Schauobjekten sein. Sie hat nur

dann einen Zweck, wenn sie von allen Ange¬
stellten recht fleißig benutzt werden darf und

wird.

Eine Kapuzinerpredigt? Vielleicht. Aber eine

notwendige. HoHentlich trägt sie dazu bei, daß

in jedem Prüfungsausschuß in Zukunft eine be¬

friedigende Antwort von jedem Prüfling ge¬

geben werden kann, wenn die Frage gestellt
wird: »Welche Fachliteratur lesen Sie?"

Fritz Okrass, Berlin.



Fristlose Entlassung.

E. des OVA. Merseburg vom 14. August 1931.

i handelt sich hier nicht um das gemäß
I 358 RVO. in Verbindung mit den §§ 63 ff. oder

43 ff. der Verfahrensverordnung (VerfVO.)
durchzuführende Disziplinarverfahren in den

beiden Fällen, wenn a) ein Vergehen gegen die

Dienstordnung (DO.), b) ein Mißbrauch eler

Dienststellung im Sinne des § 354 Abs. 6 RVO.

»rliegt, sondern nur um die nach § 358 Abs. 1

itz 1 und 2 RVO. vorgeschriebenen Een. des

VA. (Beschlußausschuß) und des OVA. (Be¬

scl lußkammer); es ist darum auch mit Recht

der „Staatsanwalt' (§ 64 VerfVO.) nicht zuge¬

zogen worden. Ob überhaupt bei Sch. ein Ver¬

gehen gegen die DO. (ein solches gegen § 354

Abs. 6 RVO. kommt nicht in Frage) vorliegt,
kann hier unentschieden bleiben.

Zu einer fristlosen Entlassung lagen am 12. De¬

ze-mber 1^30 keine hinreichenden Gründe vor;

I kann auch das formelle Vorgehen vom 12. De-

7*>mber 1930 nicht gebilligt werden:

l.Noch am 12. Dezember 1930 hat der Kassen-

vorstand Sch. ein sehr gutes Zeugnis über seine

16jährige Angestelltentätigkeit bei der AOKk.

umgestellt. Ein Angestellter mit so lange ein-

arulfreier, durch Aufrückung in eine Vonre-

setztenstellung besonders belohnter Beschaff¬

ung hatte Anspruch darauf, daß sein Arbg. bei

der Prüfung der für ihn und seine Familie so

wichtigen Fragen mit ganz besonderer

Sorgfalt verfuhr. Diese vermißt die Beschluß¬

kammer.

2, Die» dem Beschwerdeführer zum Vorwurf ge¬

machte Verfehlung Hegt völlig außerhalb seiner

Beziehungen und Verpflichtungen zur AOKk.

und ist bisher nicht bewiesen, nicht enrlgültig
unel rechtskräftig festgestellt.
Die Kk. kann daher nicht mit Erfolg auf eiie

1:. des Reichsdisziplinarhofes F 97 29 hinweisen,
denn ihr war die rechtskräftige Verurteilung
eler Tel**graphennssistentin wegen Unterschla-

ung vorausgegangen. Wenn man vergleichs¬
weise das Disziplinarverfahren heranzieht, so

bestimmt § 4 des Disziplinargesetzes vom

21. Juli 1852 ausdrücklich:

Irn laufe einer £erichfliehen I'ntersuehting darf L'riren

¦ leeetcholdistea ein Disziplinarverfahren wegen
ler nämlichen Tatsachen nicht eingeleitet werden.

Wenn im Leafe eines Disziplinarverfahrens wegen der

iien Tatsachen eine prc-richtliche i'ntf rsiichung
'

'» den Angeschuldigten eröffnet wird, so unili das

Disziplinarverfahren his zur rechtsk rüfti^eu Erledigung
des gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden.'*

Der Kassenvorstand, elem vom Beschwerde-

tuhrer und seinen Anwälten mitgeteilt war, daß

gegen das Urteil der I. Instanz vom 2. Dezember

1930 Berufung eingelegt sei, hätte also elie

rechtskraftige Erledigung des öffentlichen

Strafverfahrens abwarten sollen. Das hätte ja
audi dem einstimmig gefaßten Vorstands-
beschlui vom 10. Oktob. 1930 entsprochen,
nach weichen) „Sch. bis zur Erledigung (natür¬
lich endgültigen und rechtskräftigen Erledigung)
''es Strafverfahrens weiterzubesc häftigen war."

Man versteht nicht recht, warum von diesem

Beschlüsse am 10. Dezember 1930 abgewichen
wurde.
4L Die Aufforderung vom 11. Dezember an Sch

imd an den Angestelltem ut, sich bis zum 12. De-
mber 1930, 9 Uhr, zu äußern, muß wegen ler

Kürze der Frist auf der einen und bei der Wich¬

tigkeit der Sache auf der anderen Seite (stehe
Ziffer 1) besonders auffallen.

Es kann bei Festlegung der Anhörung nur

von einer angemessenen Frist ausgegangen wer¬

den, die dem Angestellten Zeit läßt, in Ruhe
seine Einwände zu erheben, sich mit seiner Or¬

ganisation, seiner Betriebvertretung oder auch

seinem Anwalt zu besprechen. Eine so kurz be¬

messene Frist von nicht einmal 24 Stunden ist

nicht zu billigen („Treu und Glauben").

5. Ob dem Vorstand die Aeußerung des Be¬

schwerdeführers vom 11. Dezember 1930 „w i c h-

t i g" war und Anlaß bot, sich erneut mit der

Angelegenheit zu befassen, hatte doch wohl er

selbst und nicht allein der Vorsitzende entschei¬

den müssen. Wenn der Vorsitzende allein mit¬

teilt, — in Ausführung des Beschlusses vom

10. Dezember 1930 wurde die fristlose Entlas¬

sung ausgesprochen —, so zeigt das allzu eleut-

lich, daß man der vorgeschriebenen „Anhörung'
zu wenig ernste Bedeutung beimißt, sie nur als

eine reine Formsache ansieht. Auch hier im be¬

sonderen weicht die Beschlußkammer von der

Auffassung des Kassenvorstaneles ab.

6. Wenn der Vorstand Sch. nach dem 10. Okto¬

ber ohne Gefährdung der Kk. weiterbeschäf¬

tigen konnte, ist nicht einzusehen, weshalb ihm

nach der Verhandlung I. Instanz vor der end¬

gültigen Erledigung des Strafverfahrens, die»

doch erst die letzte Klärung bringt, eine Weiter¬

beschäftigung nicht mehr sollte „zugemutet

werden können". (Vgl. „Lehrbuch des Ar¬

beitsrechts" von Hueck-Nipperdey, I. Bd. S. 286

und 289.)
Der bloße Verdacht einer strafbaren Handlung
— selbst einer gegen den Arbg. gerichteten —

genügt im allgemeinen nicht zur Begründung
einer fristlosen Entlassung.
Auf die Een. des Sächsischen LV.Amtes (EuM.
Bd. I S. 66—76), die sich mit Gründen zu frist¬

loser Entlassung von KassenangesteUten be¬

schäftigen, wird noch besonders verwiesen.

Dieser Beschluß ist gemäß §§ 405, 358 RVO.

endgültig.

In den Ruhestand getreten

ist am 1. Juli 1932 der Geschäftsführer der

AOKk. Kempten-Stadt, Xaver Wegscheid
nach einer 24jährigen Tätigkeit. Er hat ein be¬

sonderes Verdienst an der Entwicklung der Kk.

Durch sein ruhiges, bescheidenes und sozial

denkendes Wesen erwarb er sich in allen

Kreisen volle Sympathien. Wir wünschen ihm

einen gesunden, glücklichen und noch langen

Lebensabend.

Ein Fünfundsechzigjähriger.

Am 24. Mai 1932 vollendete der Verwaltungs¬
direktor der AOKk der Stadt Breslau, Robert

Kirch hoff, sein 65. Lebensjahi. Dieses Er¬

eignis gibt uns Veranlassung, den Jubilar herz¬

lich zu beglückwünschen. Möge sein Lebens¬

abend sich friedlich und sonnig gestalten! Sein

hinter ihm liegendes arbeitsreiches Leben sollt»-

Veranlassung dazu sein.

Bereits am 1. Oktober 1925 konnte Kirchhoff

sein 25jähriges Berufsjubiläum feiern. Schon

1(XJ3 wurde er nebenamtlich Leiter des Bres-
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lauer Krankenkassenverbandes und des Ver-

bandes schlesischer OKk.en. Seine Hauptarbeit
war, die Krankenkassenzersplitterung in Bres¬

lau zu beseitigen. Im Jahre 1916 bestanden «n

Breslau noch 31 OKlcen,, 25 Betriebs-Kk.en,
5 Innungs-Kk.en und einige Behördenkassen.

Kirchhoff war auch literarisch für die Kranken¬

kassenbewegung tatig. In einer statistischen

Arbeit „Die Breslauer Krankenkassen während

des Krieges" wies er die Leistungsfähigkeit der

Kk.en von 1914 und 1915 nach. Diese Arbeit

fand bei Fachleuten und bei den Behörden die

größte Beachtung. Am 1. Januar 1918 ver¬

schmolzen sich 25 OKk.en. Kirchhoff wurde

zunächst Angestellter der AOKk. der Stadt

Breslau. Am 4. Oktober 1920 bestätigte dann

der Vorstand der AOKk. der Stadt Breslau

seine Wahl zum ersten Verwaltungsdirektor.
In körperlicher und geistiger Frische begeht

der Jubilar seinen Ehrentag. Auch an dieser

Stelle möchten wir dem 65jährigen für seine

wertvolle Mitarbeit in der Berufsgewerkschaft
der Krankenkassenangestellten, dem ZdA.r un¬

seren Dank aussprechen.

RECHTSPRECHUNG

Der Anspruch auf Krankengeld ruht nicht

gemäß § 216 Abs. 3 RVO., wenn die Mel¬

dung der Arbeitsunfähigkeit mündlich

und rechtzeitig erstattet worden ist.

E. des RVA. vom 3. März 1932 — IIa K. 317 31.

(iründe: Wie das RVA. bereits in der E.

vom 29. Januar 1932 — Ha K. 215,31 — EuM.

usgesprochen hat, ist die Meldung über die

Arbeitsunfähigkeit nach § 216 Abs. 3 der RVO.

an eine bestimmte Form nicht gebunden; eine

ausreichende Meldung liegt jedoch nur dann

vor, wenn unter Berücksichtigung aller für den

einzelnen Fall maßgebenden Umstände die Tat¬

sache, daß Arbeitsunfähigkeit besteht, der Kk.

genügend erkennbar wird. Es genügte also

auch die mündliche Meldung; aus der Tatsache,

elaß der Kläger krank zu Bett liege, konnte die

Kk. entnehmen, daß er sich als arbeitsunfähig
melelen wollte.

Der Auffassung der Kk. (siehe auch Dr. Bothe

in Arbeiterversorgung 1931 S. 125), daß nämlich

nicht die subjektive Meinung des Versicherten,

sondern nur das Urteil des Arztes auf Grund

genauer persönlicher Untersuchung maßgebend
sein könne, und daß daher zur Meldung der

Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 216 Abs. 3

eler RVO. die Vorlegung einer die Arbeits¬

unfähigkeit beweisenden ärztlichen Bescheini¬

gung erforderlich sei, konnte sich der Senat

nicht anschließen. Das Gesetz selbst bietet

keine Grundinge für die?se strengere Auffassung;

es spricht nur von der Meldung eler Arbeits¬

unfähigkeit und stellt keinerlei Formerforder¬

nisse saC Es ist wohl richtig, elaß der An¬

spruch auf KG. nach $ 182 der RVO. den ob¬

jektiven Nachweis eler Arbeitsunfähigkeit vor¬

aussetzt. An dieser Voraussetzung wird aber

elurch § 21ti Abs. 3 der RVO. nichts geändert;
Stellt sich heraus, daß der Versicherte nicht

arbeitsunfähig war, so kann trotz seiner Mel¬

dung von einem Anspruch aul KG. keine Rec!

in. \>w Vorschrift eies S 216 Abs. 3 der RVO.

befußt sie h nicht mit den objektiven Anspruchs-
vorau Ringen. Sie will vielmehr lediglich die

Kk. davor schützen, elaß für zurückliegend«'
Ze ut Grund zweifelhafter Bescheinigungen

pruch auf KG. erholen wirdr ohne dafi

• KG. eii« Möglichkeit rechtzeitiger Nach¬

prüfung hatte. Deshalb soll der Anspruch aut

KG. in «le; Regel bb /ur Meldung <U*r Arbeits-

unfähigk. ihen« Zu dieser Meldung ls

solcher muß nach dem Zweck der Vorschrift

die Behauptung des Versicherten genügen; denn

schon sie setzt die KL in die Lage, die Arbeits¬

unfähigkeit des Versicherten ärztlich nach¬

prüfen zu lassen. Durch diese Auffassung wird

auch die Kk. nicht vor unüberwindliche prak¬
tische Schwierigkeiten gestellt. Sache des Ver¬

sicherten oder seines Vertreters wird es sein, für

die zuverlässige Anbringung solcher Meldungen
besorgt zu sein und ihre Aufnahme durch elen

Kassenangestellten innerhalb der Grenzen der

diesem zumutenden Aufgaben zu sichern.

Ein Anspruch auf Familienhilfe ist nur be¬

gründet,wenn bei BeginnderErkrankung
des Familienmitgliedes der Versicherte

die zeitlichen Voraussetzungen des § 205

RVO. erfüllt hat.

E. des RVA. vom 2. Februar 1932 — IIa K 244/31.

Aus den Gründen: Durch die Vorschrift

des § 205 RVO. in der Fassung der NotV. vom

26. Juli 1930 (RGBl. I S. 311) ist die früher von

den Kk. als Mehrleistung gewährte FH. zur

Pflichtleistung geworden. Wie allgemein aner¬

kannt war, konnte in der Zeit vor dem Inkraft¬

treten jener NV. (28. Juli 1930) die Satzung

rechtsgültig bestimmen, daß Familienmitglieder,
die bereite beim Eintritt des Versicherten in die

Kk. krank waren, keinen Anspruch auf FH. be¬

sitzen sollten (vergl. Hahn-Kühne, Hdb. der KV.

10./11. Aufl., S. 337, Anm. 2a Abs. 1 zu § 205b).
Gilt nun die gleiche Einschränkung kraft Ge¬

setzes bei der zur Pflichtleistung gewordenen
FH.? Das hängt davon ab, wann die zeitlichen

Voraussetzungen für die Gewährung der Lei¬

stung gemäß § 205 Abs. 1 erfüllt sein müssen,

von welchem Zeitpunkt ab die sechs Monate

zurückzurechnen sind, innerhalb deren die Ver¬

sicherten mindestens drei Monate -auf Grund

eines Reichsgesetz» versichert gewesen sein

müssen. Da elas (iesetz eine ausdrückliche Vor¬

schrift hierüber nicht enthält, ist in erster Linie

zu prüfen, welches Ereignis bei der FH. den Ver¬

sicherungsfall darstellt unel ob schon bei dessen

Eintritt die zeitlichen Voraussetzungen vorlie¬

gen müssen oder ob ihre Erfüllung wahrend des

Schwebe'ns cles Versicherungsfalles genügt, um

von ela ab elie FH. beanspruchen zu können.

Mangels abweichender Vorschriften war dei

nat der Auffassung, daß entsprechend den

s-M.st in eleu* KV. geltenden Grundsätzen als
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Versicherungsfall in der FR nur die Erkrankung

des Familienmitgliedes in Betracht kommt und

zwar muß es sich selbstverständlich um eine

Krankheit im Rechtssinne handeln, d.h. um einen

i e»gelwidrigen körperlichen oder geistigen Zu-

tand, dessen Eintritt entweder lediglich die

Notwendigkeit der Heilbehandlung oder zugleich

dei ausschließlich Arbeitsunfähigkeit zur Folge

at (vgl. RVO. mit Anm. von Mitgl. des RVA.

Bd., 2. Aufl., S. 1 Anm. 2). Ferner war nicht

zweifelhaft, daß nach dem Willen des Gesetz¬

gebers die zeitlichen Voraussetzungen des § 205

bereits im Zeitpunkt der Erkrankung des Fami¬

lienangehörigen gegeben sein müssen. Für

Krankheitsfälle, die während des Laufes

• ler sechs Monate entstehen, hat die Kk. daher

nicht aufzukommen, also auch nicht für die Zeit

nach Erfüllung dieser zeitlichen Voraussetzung.

Zu dieser Auslegung zwingt der Zweck der Vor-

hrift, die zwar durch Einführung der FH. als

Pflichtleistung einen sozialen Notstand beseiti¬

gen, andererseits aber die Kken. entsprechend
der weiteren Absicht der NV. gegen jede zuweit-

gehende Belastung und Ausnützung schützen

wollte. Deshalb sind offensichtlich die zeitlichen

Voraussetzungen des § 205 Abs. 1 als Schutz¬

fristen vorgesehen worden. Ihr Zweck würde

aber in der Hauptsache nicht erreicht werden,

wenn die Kken. auch für Erkrankungen eintre-

ten müßten, die während des Laufes der sechs

Monate entstehen. Der Grundsatz der bisherigen
Rechtsprechung, wonach Krankheit, falls sie

cht mit völliger Arbeitsunfähigkeit verbunden

I. den Eintritt in die Kassenmitgliedschaft und

damit den Anspruch auf Kassenleistungen nicht

.sschließt (vgl. E. 1933 II, AN. 1914, S. 813 =

I:uM. Bd. 4, S. 42 Nr. 26; EuM. Bd. 5, S. 47,
Nr. 20), wird hierdurch nicht berührt.

•

Das Versicherungsamt kann grundsätz¬
lich verlangen, daß seine Vertreter an

allen Sitzungen des Vorstandes und des

Ausschusses der Kk., in welcher entweder

Satzungsänderungen beraten werden,

oder der Voranschlag für den Haushalt

der Kk. festgestellt wird, teilnehmen

können.

B. des RVA. vom 21. März 1932 - IIK 22-31B.

\ns (len Gründen: Nach § 11 RVO. sind

lie- Sitzungen der Organe der VTr. nicht öffent¬

lich. Der Ausschluß der Oeffentlichkeit bezieht

sich indessen (siehe amtliche Begründung zu

§ 11 RVO. S. 37) nicht auf die von der Auf¬

sichtsbehörde des betreffenden VTr. etwa ent-

indten Vertreter. Daß diese an den Sitzungen
¦ Vorstandes und des Ausschusses mit bern-

nder Stimme teilnehmen können, ist eine aus

m Aufsichtsrecht ($& 30, 31 RVO.) fließende

Ibst verständliche Befugnis der Aufsichtsbe-

h«'ide (ebenso Hanow, RVO. Bd. L 5. Aufl.,
I Anm. 3 zu $ 11; Hofimann, KV., S. Aufl.,

>H>, Anm. d. Abs. 2; zu vei gl. ferner Hahn-

Kühne, KV. 10. 11. Aufl., S. 33 Anm. 2). Die

Ausübung dieser Befugnis seitens dk VA

hlicßt demnach keine Verletzung cles Selbst-

rwaltungsrechts der Kk. in sich. Von einei

Ichen Verletzung könnte elann gesprochen
n, wenn durch die- Anordnung eine unmit-

lhare Mitwirkung de-s VA. bei ehr Geschäfts¬

führung der Kk. geschaffen würde. Ein solches

weitgehendes Verlangen ist jedoch in der An¬

ordnung des VA. nicht enthalten, denn es hat

lediglich verlangt, daß seine Vertreter, wenn es

sich um die erwähnten Gegenstände handelt,

in der Sitzung der Organe gehört würden. Hier¬

durch werden die Mitglieder der Organe in

ihrer Willensentschließung nicht eingeengt.

Ebensowenig ist anzuerkennen, daß das VA. nur

dann, wenn es von einem gesetz- und satzungs¬

widrigen Zustand Kenntnis erhält, also erst

nachträglich, im Wege der Anordnung auf

dessen Beseitigung hinwirken dürfe. Es kann je
nach den in Betracht kommenden Verhältnissen

erwünscht oder unter Umständen geboten sein,

daß sich das VA. auch ohne besonderen Anlaß

über die Kk. und die Tätigkeit ihrer Organe und

Geschäftsleitung auf dem laufenden hält (vergl.
EuM. Bd. 22, S. 410 Nr. 194). Dem steht die

E. 2688 II (AN. 1922 S. 187 = EuM. Bd. 14, S. 8

Nr. 4), der ein besonders gearteter Sachverhalt

zugrunde liegt, nicht entgegen. DasVA. mußauch

von der Kk. zu diesen Sitzungen unter Angabe
der Tagesordnung eingeladen werden; denn an¬

dernfalls kann es das Recht auf Teilnahme nicht

wirksam ausüben. Die Vertreter müssen wissen,

worum es sich in den Sitzungen handelt; sie

müssen in der Lage sein, sich über die in Be¬

tracht kommenden Gegenstünde zu unter¬

richten, und etwa erbetene Aufschlüsse er¬

halten.

Eine Beitragsberechnung nachdem durch¬

schnittlichen Arbeitsverdienst von vier

Wochen ist unzulässig.

E. des RVA. vom 20. Januar 1932 — II K 5531B.

Aus den Gründen: Die Satzung der Kk.

hat für die Festsetzung des Grundlohnes von

den im § 180 RVO. vorgesehenen Arbeiten

das System der Lohnstufen gewählt. Da¬

neben ist für die Anwenelung des sogenann¬

ten Listensystems (§§ 317 Abs. 3, 318b) kein

Raum, da der Grundlohn nicht nach dem

wirklichen Arbeitsverdienst berechnet wird.

Die Arbeiter werden allwöchentlich entlohnt.

Der Wochenlohn steht in jedem Falle fest,

gleichgültig, ob und in welchem Maße der ein¬

zelne Arbeiter in der betreffenden Woche nach

Tarif- oder nach Akkordlohn gearbeitet hat.

Entsprechend dem Verdienst in der Lohnperiode
von einer Woche ist der betreffende Arbn. der

für eliesen Verdienst vorgesehenen Lohnstufe

zuzuweisen, wobei der Wochenlohn durch sieben

geteilt wird (§ 180 Abs. 1 Satz 2). Nach dem

sich aus dem Arbeitsverdienst für den Kalender¬

tag ergebenden Grundlohn sind dann gemäß

$ 385 Abs. 1 RVO. die Kassenbeiträge zu be-

rechnen, gleichviel, wie es mit der Abführung

oeler Einzahlung derselben nach diu* Satzung

zu halten ist. Für die von der Kk. nach § 19

Abs. 4 der Satzung geforderte Berechnung der

Beiträge nach dein durchschnittlichen Arbeits¬

verdienst der letzten vier Wochen ist daher nach

Lage eler Sache kein Raum. Diese Satzungs¬

bestimmung hat, wie schon aus elem am Ranele

angegebenen Stichwort: „Aenderung der Lohn¬

stufen44 hervorgeht, mit eler Berechnung eler Bei¬

trage unmittelbar überhaupt nichts zu tun.

will vielmehr offenbar, in Ergänzung des § 318
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Abs. 3 lediglich die Voraussetzungen regeln,
unter denen eine Aenderung der Lohnstufe ein¬

tritt. Als Grundlage für elie Beitrags berech-

nung kommt § 19 Abs. 4 der Satzung auch um

deswillen nicht in Frage, weil der Arbg. nach

§§ 393, 395 die Beitrüge für die Arbn. einzu¬

zahlen und diesen bei Auszahlung des Lohnes

die auf sie entfallenden Beitragsteile abzuzieh

hat; da er unterlassene Abzüge nur bei de

Lohnzahlung für die nächste Lohnzeit nacl

holen darf, würde er beim Ausscheiden eine

Arbn. unter Umständen nicht in der Lage sein

bei Anwendung des § 19 Abs. 4 der Satzung
die Beitragsabzüge nachzuholen.

AUFGABEN UND LOSUNGEN

Unsere heutigen Aufgaben behaneleln Streitigkeiten aus der Kassenzustandigkeit. Die Lösungen

werden wieder in der nächsten Nummer veröffentlicht. Die SchrifUeitung

1. Aufgabe.

Die Stadt B. hat eine allgemeine OKk., eine

besondere OKk. für Schlosser und eine beson¬

dere OKk. für Handlungsgehilfen. Nach den

Kassensatzungen gehören in die OKk. der

Schlosser die in Metallbearbeitungsbetrieben

beschäftigten Schlossergesellen und Schlosser¬

lehrlinge, in die OKk. für Handlungsgehilfen
alle männlichen und weiblichen Hanellungs-

gehilfen. In der Stadt B. befindet sich eine

Geldschrankfabrik, in welcher öO Schlosser,

30 ungelernte Arbeiter und 15 Handlungsgehil¬
fen beschäftigt werden. Die Fabrik versicherte

ihr gesamtes Personal bisher bei der allgemei¬

nen OKk. Die besondere OKk. der Schlosser

verlangt nun von dein Arbg., elaß er elie

Schlosser von der AOKk. abmelden und bei ihr,

der zustandigen Kk. für diese Beschäftigten,
anmelden soll. Der Arbg. hat elas Ersuchen

der Schlosserk. an die AOKk. zur Stellung¬

nahme weitergegeben. Di** AOKk. lehnt die

Freigabe der versicherten Schlosser ab. Da in

dem Betriebe nicht nur Schlosser, sonelern auch

tindere Arbn. beschäftigt werden, die nicht zu

dem Mitgliederkreise der Schtasserk. gehören,
betrachtet sie sich als zuständige Kk. für das

gesamte versiehe! ungspflichtige Personal der

Geldschrankfabrik. Zwischen eler AOKk. und

der OKk. der Schlosser entsteht nun ein Streit

über die Zuständigkeit »ür die KV. der

Schosser.

Frage: Wer hat in einem solchen Streit zwischen

elen Kken. zu entscheiden und wie wird die»

Entscheidung ausfallen?

2. Aufgabe.

In einem anderen Betriebe ehest r Stadt werelen

60 ungelernte Arbeiter, 30 Schlusser und

15 Handlungsgehilfen beschäftigt Auch dieser

Betrieb versicherte bisher sein gesamtes Perso¬

nal bei der allgemeinen ()Kk. Die besondere

OKk. der Handlungsgehilfen ist nun an die

AOKk. mit elem Ersuchen um Freigabe eler ver¬

sicherten Handlungsgehilfen herangetreten. Sie

hält sich als zuständige Kk. für die Versiche¬

rung elieser Beschäftigten und stützt sich dabei

nif ihre Kassensitzung. Auch in eliesem Falle

lehnt che AOKk. die Freigabe ab. Sie bestreitet

die Zuständigkeit der 1 landlungsgehiltenkasse
mit den bereits in eler 1. Aufgabe erwähnten

Gründen« Die» OKk. eler Handlungsgehilfen er¬

kennt dieM Gründe nicht an. Sie lt* ht sogar

ne>ch weiter und verlangt von eler AOKk. ein

rückwirkende Freigabe der Handlungsgehilfen.
Da der Betrieb seit dem 1. Juli 1931 besteht,

sollen ihr von diesem Tage ab die 15 Handlungs¬

gehilfen und die inzwischen entrichteten Kassen¬

beiträge, zugewiesen werden. Sie erklärt sich

andererseits bereit, der AOKk. die Unter¬

stützungsausgaben für die Handlungsgehilfen
zu erstatten. Eine Einigung zwischen den bei¬

den Kken. kommt nicht zustande. Sie wollen

deshalb den Streit zur Entscheidung bringen
lassen.

Frage: Wie wird die Entscheidung ausfallen?

3. Aufgabe«
Für den Betrieb des Arbg. D. besteht eine BKk.,

in welcher sämtliche von ihm beschäftigten
Arbn. versichert sind. Dazu gehören auch zwei

Arbeiterinnen, die nebenher noch für einen an¬

deren Arbg. als Hausgewerbetreibende tätig

sind, und eine in Diensten des Arbg. D. stehende

Hausgehilfin. Die AOKk. ersuchte vor einigen
Monaten die BKk. um Freigabe der beiden

Hausgewerbetreibenden und der Hausgehilfin.

Begründend führt sie dazu aus, daß diese Be¬

schäftigten grundsätzlich Mitglieder der AOKk.

sind und deshalb der BKk. auch dann nicht an¬

gehören dürfen, wenn für den Betrieb ihres

Arbg. eine BKk. errichtet worden ist, der sonst

alle in eliesem Betriebe Beschäftigten angehören.
Die BKk. lehnt die Freigabe ab. Sie bemerkt in

ihrer Erklärung, daß die beiden Hausgewerbe¬
treibenden überwiegend Betriebsarbeiter seien

und deshalb zu dem Betriebspei sonal gehören,
und daß die Hausgehilfin von demselben Arbg.

beschäftigt werde, eler auch die übrigen in der

BKk. versicherten Personen beschäftige.

Frage: Ist die Forderung der AOKk. berechtigt?

4. Aufgabe.
Für die Schneidermeister der Stadt L. besteht

eine Zwangsinnung. Die Innung hat für die*

Betriebe ihrer Mitglieder eine IKk. errichtet.

Als Innunersmitgliecl hat auch der Arbg. W.

se»ine Beschäftigten bei der IKk. versichert. Die

AOKk. der Stadt L ist der Ansicht, daß W.

gar nicht zu elen Zwangsmitgliedern der Innung

gehört, und daß er demzufolge auch seine Be¬

schäftigten nicht zur IKk., sondern zur AOKk.

zu melden habe Sie möchte deshalb wissen,

wer im Streitfall über die Innungszugehörigkeit
entscheidet unel ob Arbg., die freiwillig einer

Zwangsinnung beiti eten, ihre Beschäftigten zur

IKk. melden dürfen.

Präge: Wie muß die Antwort lauten?
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i inkommen im Sinne des § 1440 Abs. t RVO. ist

nicht das Einkommen in steuerlichem, sondern in

wirtschaftlichem Sinne. Der eigene Verbraueh eines

Landwirts und seiner Familie ist, soweit nicht be¬

sondere Verhältnisse vorliegen, als Einkommen an¬

zusehen.
—

* E. des RVA. II vom 2t. Januar 1932 — II1 2555/31. §1 Abs. 1

(AN. 1932 S. IV 92 Nr. 4314.) Hr. 5 AVG.

Durch die Notverordnung vom 5. Juni 1931 ist nichts

an dem Grundsatz, dafl die Vorschriften der §§ 1531 ff.

O. als Sondervorschriften den Vorschriften der

1 ürsorge-V. vorgehen, geändert worden.
* Bescheid des RVA. II vom 13. Februar 1932 —

II1 4050/31. (EuM. Bd. 31 S. 560 Nr. 42.) § 2 AVG.

Eingangsbuch eintragen, die Post im Büro verteilen
und die fertige Poirl versandfertig machen, unter¬

liegen nicht der AngV.. sondern der InvV.pflicht,
* E. des RVA. III (1. Beschl.-Sen.) vom 16. März 1932
— III AV. 57/31 B.

RVO. Hie E. 258 (AN., Invaliditäts- und Altersversicherung
1893 S. 106) über die Wirkung der Erteilung eines

neuen berufungsfähigen Bescheides ist auch unier

der Geltung der RVO. nodi maßgebend; d. h. es gilt
dann nur der neue Bescheid unrf die Wirkungen des

• rherigen Bescheids sind beseitigt.
* E. des RVA. II (9. Rev.-Sen.) vom 20. Februar

1932 — IIa 7448/31*.

§ 31 RKnG.

(§1715,
693,1717,

TU Wt.

§55 Ab?.4

Hat im Revisionsverfahren das LV.Amt das an¬

gefochtene Urteil aufgehoben und die Sadie an

das OVA. zurückverwiesen, so ist dieses an die der

Aufhebung zugrunde liegende rechtliche Beurteilung
des LV.Amts auch dann gebunden, wenn sie von

einer amtlich veröffentlichten grundsätzlichen E. des

RVA. oder eines LV.Amts abweicht.
# E. des RVA. II (1. Rev.-Sen.) vom 19. November AVAVG.

1931 — IIa K. 142/31 *. (AN. 1932 S. IV 110 Nr. 4337.)

§1121
Abs. 3

u
1778

1 BIO.

•

.«

imm

RVfi.d«

lYC.undd«

i»

f. 29.3.28

§§i.;avg.
(§1225
I

Die Revision ist gemäß § 1778 Abs. 1 RVO. jeden¬
falls dann ausgeschlossen, wenn eine dauernde

Leistung wegen einer vorübergehenden Leistung in

Anspruch genommen wird.
* E. der RVA. II (9. Rev.-Sen.) vom 11. März 1932

— IIa 4724/31*.

Bestand für eine und dieselbe Beschäftigung Ver-

sicherungspflicht sowohl für die InvV., als auch für

die Angest.Vers, und war der Beschäftigte nur in

dem einen Versicherun^szweige von der Versiche¬

rungspflicht befreit, so ist eine Nachentrichtung von

Heiträgen auf Grund des Art. 4 des Gesetzes vom

29. März 1928 (RGBl. I S. 117) für den anderen

Versicherungszweig nicht zulässig.
* E. des RVA. II vom 18. Januar 1932 — II1 2647/31. Hr. 2Ah.3
~~~~m————^——————-——_—___—_______— jryivQ

Bankkassenboten, welche in der Hauptsache die Post

vom Postamt holen oder dorthin bringen, Schecks

und Wechsel austragen oder abholen, claneben die

Post mit dem Eingangsstempel versehen, Briefe im

§145 Abs.l

(§§ 393.

521 Abs.2

RVO.)

Eine Tänzerin, die in einer jeweils von einem Lokal-
inliaber gegen feste Bezahlung angenommenen Tanz¬

truppe unter Führung eines Truppcnleiters tan/t.

unterliegt der AngV.pflicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 5

AVG. Arbg. ist der jeweilige Lokalinhaber.
* E. des RVA. III (1. Beschl.-Sen.) vom 16. März 1932

— III AV. 53/31 B.

Beiträge, die ein Arbg. für seine Angestellten neben

den gesetzlichen Beiträgen zu einer privaten Pensions¬

kasse bezahlt, stellen kein Entgelt im Sinne des § 2

AVG. elar, wenn die Angestellten auf den Gegenwert
der Beiträge in Form von Pensionen nicht mit Sicher¬

heit redinen können.
* E. des RVA. III (1. Beschl.-Sen.) vom 16. März

1932 — III AV. 58/31 B.

Auf elie 300 Beitragsmonate in I 36 des RKnG. sind

Monate nicht anrechenbar, in denen das Mitglied

wegen einer Krankheit zeitweise arbeitsunfähig und

nachweislich verhindert gewesen ist, seine Berufs¬

tätigkeit fortzusetzen.
* E. des RVA. III (2. Rev.-Sen.) vom 7. April 1932 —

lila Kn. 1256/31*.

1. Ein Streit darüber, ob das Arbeitsamt auf Grund

des § 112a Abs. 3 AVAVG. einen Ersatzanspruch auch

für gezahlte Krisenunterstützung hat, ist im Ersatz¬

streitverfahren der RVO. zu entscheiden.

2. Die Vorschrift des 5 112a Abs. 3 AVAVG. ist nicht

nur auf die Arbeitslosen-, sondern auch auf die

Krisenunterstützung anzuwenden.

3. Die gemäß § 112a Abs. 3 AVAVG. in Anspruch

genommene Stelle hat die von ihr verlangten Be¬

züge an das Arbeitsamt abzuführen, sobald dieses

seinen Ersatzanspruch unter Darlegung der ihm zu¬

grunde liegenden Tatsachen geltend madit. Der Zu¬

stimmung des Arbeitslosen bedarf es hierzu nicht.

Widerspricht er, so ist der Streit zwischen ihm und

dem Arbeitsamt im Ersatzstreitverfahren der RVO.

zu entscheiden.
* E. des RVA. II (9. Rev.-Sen.) vom 11. März 1932

— IIa 4724/31*.

5 521 Abs. 2 RVO. (Haftung der Ersatzkasse bei

Unterlassung oder Verzögerung der Benachriditigung

des Arbg. beim Ausscheiden eines versicherungs¬

pflichtigen Ersatzkassenmitglieds) ist ohne Bedeutung

für die Beitragspflicht des Arbg.
* E. des RVA. III (Beschl.-Sen.) vom 27. Januar 1932

— III Ar. 49/31 B. (EuM. Bd. 31 S. 561 Nr. 234.)

Reic-hsYersIehernngsordnnng nebst Durchführung«- nnd

Ausführungsbestimmungen. Textausgabe mit Sachver¬

zeichnis von Oberregierungsrat K o 1 1 m a n n . Mitglied
des OVA. Dortmund, 2. verbesserte und ergänzte Auf¬

lage, Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, Urbanstr. 12/16.

— Diese Ausgabe der gesamten RVO. ist sehr prak-
tis<h gestaltet. Die Gesetzesvorschriften können immer

wieder auf den neuesten Stand gebracht werden, wie

dai jetzt durch die Ergänzungsblätter, Lieferung II, 1,

geschehen ist. Diese Erjränzungshlätter braditen die

Aenderungen in der Sozialversicherung durch die Not¬

verordnung vom 8. Dezember 1931 sowie die Durch¬

führungsbestimmungen dazu vom 5. Februar 1932, außer¬

dem das neue Arztrecht und einige andere kleine

Aenderungen. Jetzt ist also wieder der neueste Ge-

m tzesstand erreidit. Für Bezieher der 1. Auflage wird

die 2. Auflage kostenlos nachgeliefert.

Gesundheit. Zeitschrift für gesundheitliche Lebens¬

führung des berufstätigen Volkes. Herausgeber: Ha ipt-

refb*M deutsdier Krankenkassen e.V., Berlin-C li ir

I ottenourg, Berliner Strafe IS7. — ..Der Sport in» Fre

hat begonnen!'* verkündet die M.ii-\umiiu r der ,.Ge¬

sundheit'4, der an den Kassenschaltern kostenlos aus-

ebenen illustrierten Monatsschrift des beruf :«ri

Volkes. Dem zeitlichen Bedürfnis entsprechend wird

dann auch eine der häufigsten Sportkrankheiten, der

,,Muskelriß**, seine Entstehung und Verhütung ein¬

gehend erörtert. Auch der Artikel ,,Spielende Kinder**

weist auf eine in der warmen Zeit zunehmende Gefahr,

auf die Straßenunfälle beim Spielen, hin, eine Gefahr,

der letzten Endes nur durdi eine entsprechende Ver¬

mehrung der Spielplätze begegnet werden kann. Aus

dem Gebiete der besonderen Krankheitsbekämpfung ent¬

halt die Nummer wertvolle Aufsätze* über ,,Nicrer-

steine
,
über ,,Tuberkulose und Arbeitsfähigkeit', über

,,Masern** und über ..Alkoholkrankheiten'*. Aus dem

Gebiet der allgemeinen Hygiene wird wieder einmal

die Zahnpflege behandelt. Ferner wird auf die un¬

erfreulichen Iiren der Benutzung ungewasdiener

Wasche hingewiesen. Tatsache*, die \iele Laset über¬

raschen werden, bringt ein Artikel: ,,Werden unsere

Kinder größer?'*. Er zeigt, daß audi die Größe des

Menschen, die man meist als unabänderlich und natur¬

gegeben betrachtet hat, abhängig ist roa der Ernährung
und den sonstigen sozialen \ erhältnissen. Zu er¬

wähnen ist endlich eine Sammlung von Aussprüchen

hervorragender Manner über die Sozialversicherung.
Hier sei nur eine Aeußerung des früheren Reichs-

arbeitsministcrs Dr. Brauns erwihat: ,,Der Anspruch
aus der Versicherung gehört zum gerechten Lohn und

deshalb, wie der Lohn überhaupt, aus Mitteln der

Wirtschaft zu decken.'*
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